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1. Einleitung  
 
Der stetig wachsende Energiebedarf bei gleichzeitig begrenzten natürlichen Ressourcen und fossilen Energieträ-

gern stellt die Bürger vor die Herausforderung, Energie so effizient und umweltschonend wie möglich einzusetzen. 

Schwankende Ölpreise oder der konstante Anstieg des österreichischen Bruttoinlandsverbrauchs an Energie sind 

nur zwei evidente Ursachen von vielen, die die Notwendigkeit, Energieeffizienzvorhaben zu konzipieren und in die 

Praxis umzusetzen, verdeutlichen.  

 

Im Regierungsprogramm nimmt die Weiterentwicklung des Energiesystems zu einer modernen, ressourcenscho-

nenden und klimaverträglichen Versorgung einen zentralen Stellenwert ein. Die Regierung will erneuerbare Ener-

gieträger aus eigener Produktion stärken, um Österreich unabhängiger von Energieimporten zu machen und 

gleichzeitig Impulse für Investitionen, Wirtschaftswachstum und die Schaffung von Arbeitsplä tzen setzen. Die 

Kernpunkte sind Ausstieg aus fossiler Energie; 100 % Strom aus erneuerbarer Energie; Ausbau der Ladeinfra-

struktur; Steigerung der Energieef fizienz speziell im Wohnbau; Investitionsförd erung für private Photovoltaik und 

Kleinspeicher; langfristig sozial verträglicher Umstieg von Ölheizungen auf erneuerbare Energie- und Heizungs-

träger sowie Erneuerungsinitiative für überalterte Hei zkessel. 

 

Im Neubausektor steht das energieeffiziente Bauen und Wohnen in Österreich bereits seit Jahren im Vordergrund. 

Ein großer Bestandteil des energieeffizienten Wohnbaus ist jedoch von der Sanierung alter Gebäude geprägt. Im 

Hinblick auf die Bauperiode gibt es insbesondere bei Gebäuden aus der Bauperiode 1945-1960 ein hohes Einspa-

rungspotenzial durch thermische Sanierung, da die Gebäude aus der Nachkriegsperiode eine vergleichsweise nied-

rige Energieeffizienz aufweisen. In dieser Bauperiode wurden rund 820.000 Eigenheime erbaut, deren Jahresheiz-

energieverbrauch enorm ist.  

 

Neben den höheren Anforderungen in Sachen Feuchte- und Wärmeschutz haben sich der Wohnflächenbedarf pro 

Kopf und die Nutzung von Wohnflächen verändert. In Österreich ist die Bausubstanz zudem durchschnittlich älter 

als in Deutschland; Sanierungsmaßnahmen sind daher unausweichlich. Die Energiestrategie der österreichischen 

Bundesregierung setzt daher auf eine kontinuierliche Steigerung der Sanierungsrate auf 2 % pro Jahr zwischen 

2020 und 2030. Auch die Verwendung von ökologischen Baumaterialien und eine Sanierung des Heizsystems 

haben hierbei Priorität. So ergibt sich im Bereich der thermisch-energetischen Gebäudewirtschaft ein ausgeprägtes 

Export -Potenzial für deutsche Unternehmen. Die thermisch nachhaltige Altbausanierung stellt mit Abstand den 

wichtigsten Beitrag für eine wirkungsvo lle Reduktion der CO2-Emissionen dar.  

 

Für deutsche Unternehmen eröffnen sich zahlreiche Marktchancen. Eine hohe Förderungsstruktur im Bereich der 

thermischen Sanierung schafft zudem starke Anreize für Investitionen. Realistisch betrachtet wird Österreich zur 

Implementi erung der Klimaziele im Rahmen internationaler Verträge  sowie der selbstauferlegten Energiestrategie 

verstärkt auf ausländische, insbesondere auf deutsche Anbieter, zurückgreifen müssen. Diese Annahme lässt sich 

auf die Wahrnehmung Deutschlands als kompetenten Vorreiter einer konsequenten Umweltschutz - und Nachhal-

tigkeitspolitik, die sehr engen Wirtschaftsverflechtungen mit Österreich und d ie international hoch anerkannte 

Qualität deutscher Innovations - und Technologieprodukte zurückführen.  
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2. Zielmarkt allgemei n 
 

 

2.1. Länderprofil Österreich  

 

Österreich hat durch seine zentrale Lage einen attraktiven Standort und bietet einen idealen Zugang zu mittel - und 

osteuropäischen Märkten. Die Alpenrepublik besticht neben ihrer Lage durch eine hervorragend ausgebaute Infra-

struktur, ein überdurchschnittliches Ausbildungsniveau und hohe Investition en in Forschung und Entwicklung. 

Angesichts dessen stiegen die Direktinvestitionen ausländischer Kapitalgeber seit dem Jahr 2000 um fast 400 %. 

Österreich stellt somit einen äußerst attraktiven Standort für wirtschaftliche E xpansionen dar.1 

 

Tabelle 1: Österreich auf einen Blick2 
 

Österreich auf einen Blick Größte Städte (Einwohner) 

Fläche 83.879 km² Wien 1,89 Mio. 

Einwohnerzahl 20193 8,86 Mio. Graz 288.806 

Hauptstadt Wien Linz 205.726 

BIP gesamt 20194 399,79 Mrd. ú Salzburg 154.211 

BIP pro Kopf 20195 40.333 ú Innsbruck 132.110 

 

Die Gesamtfläche Österreichs beträgt 83.879 km² und besteht aus den neun selbständigen Bundesländern Vorarl-

berg, Tirol, Salzburg, Kärnten, Oberösterreich, der Steiermark, Niederösterreich, dem Burgen land und Wien.  

 
Abbildung 1: Österreich und seine Bundesländer6 
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2.1.1. Politische Situation 

 

Das politische System Österreichs basiert auf den Grundsätzen der Demokratie, der republikanischen Staatsform, 

des Bundesstaates, des Rechtsstaates, der Gewaltenteilung, des liberalen Prinzips und der Zugehörigkeit zur Euro-

päischen Union. Der Nationalrat (zurzeit 183 Sitze), zweite Kammer auf bundespolit ischer Ebene, umfasst nach 

der letzten Nationalratswahl 2019 folgende Parteien: ÖVP (71 Sitze), SPÖ (40 Sitze), FPÖ (30 Sitze), GRÜNE (26 

Sitze), NEOS (15 Sitze), OK (1 Sitz).7 
 

Nach dem Scheitern der Koalition zwischen der Neuen Volkspartei (ÖVP) und der Freiheitlichen Partei Öster-

reichs (FPÖ) aufgrund der sog. ĂIbiza-Affªreñ im Ma i 2019 kam es in Österreich zu Neuwahlen. Seit Anfang 2020 

gibt es eine neue Koalition zwischen der ÖVP und den Grünen. Das kürzlich veröffentlichte Regierungsprogramm 

ĂAus Verantwortung für Österreich 2020 -2024ñ beinhaltet folgende Kernpunkte:8 

 

Å  Senkung der Steuer- und Abgabenquote in Richtung 40 %  

Å  Senkung der ersten drei Einkommenssteuertarife (20 %/30  %/40  %)  

Å  Entlastung von Unternehmen mit einer Reduktion der  Körperschaftsteuer auf 21 %  

Å  Mitarbeitergewinnbeteiligung attraktivieren 

Å  Familienbonus: Erhöhung des Gesamtbetrages auf 1.750 Euro pro Kind 

Å  Abschaffung des Amtsgeheimnisses 

Å  Klimaneutralitªt in ¥sterreich bis 2040 

Å  Einf¿hrung einer Bildungspflicht und der mittleren Reife  

Å  Neuer Vertrag f¿r Europa: Grundprinzip der Subsidiarität mit Leben erfüllen  

Å  Kampf gegen den politischen Islam fortsetzen 

Å  Sicherungshaft f¿r Gefªhrder zum Schutz der Allgemeinheit  

Å  Kampf gegen illegale Migration fortsetzen und EU-Außengrenzschutz stärken  

Å  Rot-Weiß-Rot-Karte weiterentwickeln  

Å  Ausweitung des Kopftuchverbots auf Mädchen bis 14 Jahre  

Å  Fortf¿hrung der Personaloffensive bei der Polizei  

Å  Bundesheer mit den erforderlichen Ressourcen ausstatten 

Å  Automatisches Pensionssplitting bei gemeinsamen Kindern 

Å  Einf¿hrung einer Pflegeversicherung und Pflege-Daheim-Bonus für Angehörige 

 

 

2.1.2. Wirtschaft, Struktur und Entwicklung 

 

Der Standort Österreich entwickelte sich, begünstigt durch seine zentrale Lage, zur optimalen Dre hscheibe zwi-

schen den etablierten Industrieländern Westeuropas und den dynamischen Wachstumsmärkten im Osten. 

 

Wirtschaftsstruktur 

 

Die einzelnen Bundesländer haben sich jeweils wirtschaftliche Schwerpunkte gesetzt. So ist beispielsweise Salz-

burg im Bereich Elektro -, Holz- und Papierindustrie, überregionale Dienstleis tungen in Großhandels- und Ver-

kehrswirtschaft tätig. In Oberösterreich liegt der Schwerpunkt auf der Eisen-, Stahl-, Chemie- und Maschinenbau-

industrie. In der Steiermark überwiegt  die Kraftfahrzeuge-, Eisen- und Stahlindustrie, verarbeitende Industrie und 

in Wien der Finanzdienstleitungssektor.  
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Der verstärkte Fokus auf Industriebranchen im mittleren und oberen Hochtechnologiesegment und zune hmend 

auf wissensbasierte Dienstleistungen gibt dem Standort Österreich ein neues, zukunftsträchtiges Profil. Die von 

klein en und mittelständischen Unternehmen geprägte österreichische Wirtschaft steht heute auf einer breiten 

soliden Basis, die international erfolgreiche Leitbetriebe hervorgebrac ht hat. Eine wichtige Rolle in der österreichi-

schen Volkswirtschaft spielt nach wie vor der Tourismus, der 2018 mit einem Anteil von 6,5 % zum BIP beitrug.9 

317.500 selbständige und unselbständige Beschäftigungsverhältnisse bzw. 244.000 Erwerbstätige waren 2017 in 

der Tourismusbranche tätig. Di es entspricht einem Anteil von 6,8 bzw. 6,4 %.10 

 

Forschung und Entwicklung (F&E)11 

 

Österreich verfügt über eine hochmoderne F&E-Infrastruktur mit mehr als 300 Clustern, Industrie - und Techno-

logieparks sowie 2.000 Kompetenz-, Forschungs- und Entwic klungseinrichtungen. Mit seinen hohen F&E -

Ausgaben befindet sich der Wirtschafts- und Forschungsstandort Österreich im europäischen Vergleich weit vorn. 

Dies ist insbesondere auf die verstärkte F&E im Unternehmenssektor zurückzuführen. Für das Jahr 2019 werden 

die Bruttoinlandsausgaben für F&E auf 12,8 Mrd.  Euro geschätzt. Finanziert wurde dies mit etwa 49 % von der 

Wir tschaft. 35 % trug der öffentliche Sektor bei.  Der ausländische Beitrag belief sich auf 15,5 % und stammt zum 

Großteil von multinationalen Konzernen, deren Tochterunternehmen in Österreic h Forschung betreiben.12 

 

Österreichs Wirtschaft  

 

Laut Statistik Austria wuchs die österre ichische Wirtschaft im Jahr 2018 real um 2,4 %. Damit übertraf das öster-

reichische Wirtschaftswachstum jenes der EU-28 (+2,0 %) und der wichtigsten EU-Handelspartner Deutschland 

(+1,5 %) und Italien (+0,9 %). Das nominale Bruttoinl andsprodukt Österreichs lag 2018 bei rund 386 Mrd. Euro 

(+4,2 %), was einem Wert von 43.640 Euro pro Einwohner ent sprach.  

Die Steigerung der Exportnachfrage fiel mit real +5,9  % deutlich stärker aus als in den Jahren zuvor (2016: +3,1 %; 

2017: +5,0 %). Demgegenüber stand 2018 ein reales Plus von 4,6 % bei den Importen.13 Die folgende Tabelle zeigt 

das Wachstum der einzelnen Wirtschaftsbereiche im Jahr 2018 . 2019 verringert sich die Expansion des Bruttoin-

landsprodukts real auf +1,7 % gegenüber dem Vorjahr. Nominell wächst das BIP um +3,5 %.14 

 

Tabelle 2: Prozentuales Wachstum der einzelnen Wirtschaftsbereiche15 

 

Wachstum der einzelnen Wirtschaftsbereiche im Jahr 2018 zum Vorjahr in % 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei -0,8 

Bergbau, Herstellung von Waren 5,2 

Energie-, Wasserversorgung; Abfallentsorgung 3,8 

Bau 8,1 

Handel 5,0 

Verkehr 4,8 

Beherbergung und Gastronomie 6,7 
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Die österreichische Wirtschaft hat sich von der Wirtschaftskrise relativ gut erholt. In der Periode 2010 bis 2016 ist 

das nominale BIP pro Jahr im Schnitt um 2,9 % gestiegen. Die Entwicklung weiterer wirtschaftlicher Ken nzahlen 

seit 2010 sowie eine Prognose für das Jahr 2018 zeigt Tabelle 3. 

 

Tabelle 3: Wirtschaftliche Kennzahlen Österreichs16 

 

 

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Bruttoinlandsprodukt Jährliche Veränderung in % 

Real +0,7 +0,0 +0,7 +1,0 +2,1 +2,5 +2,4 +1,7 +1,4 

Nominell +2,7 +1,6 +2,9 +3,3 +3,8 +3,6 +4,2 +3,6 +3,2 

Inflationsrate +2,4 +2,0 +1,7 +0,9 +0,9 +2,1 +2,0 +1,6 +1,7 

Bruttoverdienst pro Kopf 

(real) 
+0,3 -0,1 +0,0 +1,1 +1,4 +0,5 +0,7 +1,2 +0,1 

Unselbständig aktiv 

Beschäftigte 
+1,4 +0,6 +0,7 +1,0 +1,6 +2,0 +2,5 +1,6 +1,0 

 

 

Die Inflationsrate ist in Öst erreich im Gesamtjahr 2018 leicht auf 2,0 % gesunken, nach 2,1 % im Vorjahr. Für 2019 

erwartet die Wirtschaftskammer Österreich (WK Ö) einen Rückgang auf 1,6 % im Gesamtjahr. Ausgaben für Woh-

nen und Nahrungsmittel ver ursachen im Durchschnitt zwei Fünftel der Inflation. Die Inflation srate war in den 

vergangenen Jahren immer nahe dem Zielwert der Europäischen Zentralbank von mittelfristig knapp 2 % Inflati-

on. 

 

Bei der Arbeitslosenquote  wird keine signifikante positive Veränderung erwartet. Im September 2019 lag Öster-

reich mit einer Quote von 4,5 % im Vergleich mit anderen EU -28-Staaten auf Platz zwölf. Auf Platz eins befand 

sich Tschechien mit 2,1 %, gefolgt von Deutschland mit 3,1 % Arbeitslosenquote.17 Für das Gesamtjahr  2018 lag die 

Arbeitslosenquote in Österreich durchschnittlich bei 4,9  % und in Deutschland bei 5,2 %.18, 19 

 

Der Konsum der österreichischen Bevölkerung  steigt. Laut der letzten Konsumerhebung 2014/15 von Sta-

tistik Austria betragen die durchschnittl ichen monatlichen Verbrauchsausgaben der privaten Haushalte in Öster-

Information und Kommunikation 3,8 

Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 1,1 

Grundstücks- und Wohnungswesen 4,3 

Öffentliche Verwaltungen 3,1 

Erziehung und Unterricht; Gesundheits- und Sozialwesen 3,4 
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reich rund 2.990 Euro. Verglichen mit den Ergebnissen der Erhebung 2009/10 sind die durchschnittlichen monat-

lichen Haushalt sausgaben nominell um 3,1 % gestiegen.20 Ausgaben für Wohnen und Heizung machen hier etwas 

mehr als ein Viertel des Konsums der privaten Haushalte aus. Die privaten Konsumausgaben wachsen 2019 mit 

real +1,5 % geg. VJ um +0,4 Prozentpunkte rascher als im Jahr davor. Das Wachstum beschränkt sich jedoch aus-

schließlich auf nichtdauerhafte Konsumgüter und Dienst leistungen (+1,9 % geg. VJ), während die Nachfrage nach 

dauerhaften Konsumgütern sinkt ( -2,0 % geg. VJ).21 

 

Die vom Wirtschaftsforschungsinstitut WIFO prognostizierte Erholung der Wirtschaft hängt wesentlich von der 

Verbesserung der internationalen Konjunktur ab. Sollte sich diese ï etwa wegen einer Verschärfung der Staats-

schuldenkrise in der EU ï nicht im erwarteten Ausmaß einstellen, würde dies auch die Belebung in Österreich 

beeinträchtigen. Ebenso fragil bleibt die Lage der Finanzmärkte und des Bankensystems. Trotz der aktuellen Lage 

und Prognosen ist jedoch festzuhalten, dass der Vorsprung Österreichs gegenüber dem Durchschnitt des EU-

Raumes erhalten bleibt, denn die österreichische Regierung bemüht sich um ein effektives, den Markt schnell 

wiederbelebendes Handeln. 

 

Der Primäre  Sektor trug 2018 mit 1,2 % zum gesamten BIP Österreichs bei und zeigt auch in der Entwicklung 

eine immer geringer werdende Bedeutung für die hiesige Volkswirtschaft. Seit gut 20 Jahren werden stagnierende 

Erträge von rund 3,5-4 Mrd. Euro erwirtschaftet.  

 

Im  sekundären  Sektor  hat das produzierende Gewerbe im Jahr 2018 insgesamt 25,7 % des nominellen BIP 

erwirtschaftet; das sind rund 99  Mrd. Euro. Der produzierende Bereich wurde vor allem durch das kräft ige Wachs-

tum in der Herstellung von Waren (real +5,1  %) bestimmt. Die Energieversorgung, deren Anteil an der Bruttowert-

schöpfung im Vergleich zu den anderen Wirtschaftsbereichen allerdings gering ist, erzielte 2018 mit einem Plus 

von 6,5 % das kräftigste reale Wachstum. Auch die Bauwirtschaft verzeichnete mit +3,9 % ein deutliches Plus.22 

2018 arbeiteten insgesamt 928.961 unselbständig Beschäftigte im sekundären Sektor; auf das verarbeitende Ge-

werbe und die sachgütererzeugende Industrie entfallen dabei 619.152. Im Baugewerbe waren 261.418 Menschen 

beschäftigt .23 

 

Der Sachgüterbereich  erzielte im Jahr 20 18 einen Gesamtumsatz von 238.855 Mio. Euro. Den größten Anteil 

daran hat der Bereich Energieversorgung mit einem Umsatz von 44.616 Mio.  Euro. Insgesamt arbeiteten 2018 

rund 667.543 Beschäftige24 in der sachgütererzeugenden Industrie. Hier ist die Maschinen- und Metallwareni n-

dustrie der mit Abstand bedeutendste Arbeitgeber. Die rund 500 Unternehmen in Österreich produzieren vor 

allem für den weltweiten Markt. Die Exportquote im Sachgüterbereich insgesamt liegt bei 58,6 %. Der deutliche 

Einbruch der internationalen Konjunktur hatte 2009 alle rdings zu Produktionsrückgängen in der Sachgütererzeu-

gung von über 18 % im Jahresvergleich geführt. Besonders negativ betroffen zeigten sich der Fahrzeugbau und die 

Metallerzeugung und -bearbeitung. Ab 2012 war die Industriekonjunktur etwas günstiger. Die gute Auftragslage 

hat die Betriebe am Arbeitsmarkt wieder offensiver werden lassen.25 

 

Der Tertiärbereich  der österreichischen Volkswirtschaft stellt den größten Wirtschaftssektor der Alpenrepu blik 

dar. Im  Jahr 2018 trug er mit 62,4 % zum gesamten BIP bei und erwirtschaftete 241 Mrd. Euro, was ein Plus von 

4,0 % gegenüber 2017 bedeutet. Im Dienstleistungssektor verzeichneten vor al lem der Verkehr (real +4,5 %), die 

unternehmensnahen Dienstleistungen (real + 3,0 %) und die Beherbergung und Gastronomie (real +3,0 %) ein 

kräftiges Plus. Die für Österreichs Wirtschaft wichtigste Dienstleistungsbr anche ï der Handel ï legte 2018 real mit 

1,9 % wieder stärker zu. Im Gegensatz dazu entwickelte sich die Wertschöpfung aus staatsnahen Dienstleistungen 

(öffentliche Verwaltung, Erziehung und Unterricht und das Gesundheits - und Sozialwesen) mit einem realen 
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Wachstum von + 0,7 % eher gedämpft. Ein leichter Rückgang war bei den Finanz- und Versicherungsdienstleis-

tungen zu beobachten (real -0,5 %).26 Insgesamt arbeiteten 2018 rund 3,0 Mio. Beschäftigte, also ca. 70,8 % der 

unselbständig Beschäftigten, im Dienstleistungssektor. 27 

 

Der österreichische Auße nhandel  ist ein überaus wichtiger Faktor der heimischen Wirtschaft und Motor der 

Konjunktur. Als kleine offene Marktwirtschaft entwickelte Österreich einen weit verzweigten und hoch diff eren-

zierten Außenhandel. Im Vergleich zum Jahr 2017 konnte im Jahr 2018 ein wertmäßiger Zuwachs von 5,8 % auf 

156,06 Mrd. Euro in der Einfuhr sowie von 5,7 % auf 150,07 Mrd. Euro in der Ausfuhr verzeichnet werden. Insge-

samt belief sich das Defizit der Außenhandelsbilanz auf 5,99 Mrd. Euro. 28 2019 steigen die Warenexporte real nur 

noch um +2,3 % geg. VJ (Exporte insgesamt: +2,8 % geg. VJ) und damit um zwei Drittel langsamer als im Jahr 

davor (2018: +6,4 % geg. VJ). Folglich bremst sich auch die Ausweitung der Sachgütererzeugung auf real +1,1 % 

geg. VJ ein. Parallel dazu sinkt zwar auch das Wachstum bei den Importen auf real +3,2 % geg. VJ (2018: +4,6 % 

geg. VJ), trotzdem schrumpft der Außenbeitrag zum BIP real um nahezu drei Prozent. Als Folge der weltweiten 

Konjunkturabkühlung wird wohl auch  das Investitionsverhalten immer zögerlicher. 29 

 
Abbildung 2: Entwicklung des österreichischen Gesamthandels 2009 - 201830 

 

 

 

Der Handel mit der EU konnte sowohl hinsichtlich Einfuhr als auch Ausfuhr um 5,5 bzw. 5,9 % erhöht werden. 

Damit erreicht en die Importe einen Wert von 110,32 Mrd. Euro u nd die Exporte 104,13 Mrd. Euro. Das Defizit d er 

Außenhandelsbilanz nahm im Vergleich zum Vorjahr von 5,48 Mrd. Euro auf 5,38 Mrd. Euro ab .  

 

Der Handel mit Drittsta aten nahm in beide Richtungen zu. Importe beliefen sich im Jahr 2018 auf 45,74 Mrd. 

Euro, was einem Plus von 6,4 % im Vergleich zum Vorjahr entspricht. Die Exporte beliefen sich auf 45,13 Mr d. 

Euro und verzeichneten eine Zunahme von 5,3 % im Vergleich zum Jahr 2017. Das Defizit der Außenhandelsbilanz 

belief sich auf 607,60 Mrd. Euro . Zu den wichtigsten Handelspartnern unter den Drit tstaaten gehörten die Verei-

nigten Staaten, die Schweiz und China.31 

 

Die EU ist für Österreich der wichtigste Exportmarkt. Amerika und China sind Österreichs wichtigste Exportregi o-

nen in Übersee. Innerhalb Europas zählen vorwiegend die Nachbarländer sowie die großen europäischen Länder 

zu den Top-10-Exportdestinationen. Das wertmäßig stärkste Plus in der Einfuhr verzeichnete der österreichische 
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Außenhandel mit Maschinen und Fahrzeugen (+844 % auf 54,83 Mrd.  Euro), der auch den höchsten Ausfuhrwert 

erzielte (+6,2 % auf 60,24 Mrd. Euro).  

 

Tabelle 4: Exporte aus Österreich in die zehn wichtigsten Zielländer im Jahr 2018 nach Statista32 

 

 Exporte (in Mrd. 

Euro) 

Anteil am Gesamtex-

port (in %) 

Veränderung gegen-

über Vorjahr (in %) 

Deutschland 45,24 30,1 5,5 

USA 10,6 7,1 9,7 

Italien 9,76 6,5 7,2 

Schweiz 7,01 4,7 0,2 

Frankreich 6,41 4,3 -8,5 

Tschechien 5,67 3,8 7,6 

Ungarn 5,11 3,4 6,1 

Polen 4,78 3,2 9,8 

Großbritannien 4,2 2,8 7,5 

China 4,06 2,7 9,6 

 

Cluster in Österreich  

Österreich war eines der ersten Länder Europas, in denen Cluster als Wertschöpfungsstruktur für Branchen und 

Regionen bewusst eingesetzt und gefördert wurden. In den letzten Jahren sind zahlreiche Cluster- und Netzwerk-

Initiativen zur Stärkung der heimischen Wirtschaft entstan den. Durch eine gezielte Vernetzung und Teilhabe der 

Cluster an der weiteren Entwicklung der österreichischen Forschungs-, Technologie- und Inn ovationspolitik wird 

ein Beitrag zur stärkefeldorientierten Ausrichtung der Innovationspolitik geleistet. Zudem w ird eine sinnvolle 

Verknüpfung durch die regionale und nationale Politik unterstützt und damit eine deutlich gesteigerte Umse t-

zungskraft von innovationspolitischen Maßnahmen in Ös terreich ermöglicht.  

 

Abbildung 3: Illustration Cluster in Österreich33 

 

 
 

 

 

 

 

Werkstoffe, Materialien, Verpackung 

Holz, Möbel, Wohnen, Hausbau 

Gesundheit, Life Science, Wellness 

Lebensmittel 

Automobil, Eisenbahn, Verkehr, Luft- und Raumfahrt 

Mechatronik, Elektronik, Informatik, Sensorik 

Ökoenergie, Umwelt 

Humanressourcen, Design, Multimedia 

Information, Kommunikation, Prozesse, Logistik 
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2.1.3. Wirtschaftsbeziehungen zu Deutschland 

 

Deutschland ist zweifellos die führende Wirtschaftsmacht in der EU und als Mitglied der G8 eine der fü hrenden 

Wirtschaftsnationen der westlichen Welt. Beide Staaten sind wirtschaf tlich eng miteinander verflochten, jedoch 

konnte sich die österreichische Wirtschaft aufgrund der EU -Mitgliedschaft und EU-Erweiterung sowie der Ostöff-

nung zunehmend von der deutschen emanzipieren. Deutschland ist jedoch mit Abstand der wichtigste Wir t-

schaftspartner Österreichs. Insgesamt gingen 2018 rund 30 % aller österreichischen Exporte nach Deutschland, 

während deutsche Lieferungen rund 36 % des österreichischen Gesamtimportvolumens ausmachten.34 

 

Deutsche Exporte nach Österreich beliefen sich 2018 auf rund 65 Mrd. Euro, die Importe aus Österreich auf rund 

43 Mrd. Euro.  Das Außenhandelsvolumen von Österreich und Deutschland übertraf im Jahr 2017 die 100-Mrd .-

Euro-Marke und errei chte damit einen neuen Rekordwert. 2018 betrug es rund 107 Mrd. Euro. 

 
Tabelle 5: Außenhandel Deutschland - Österreich35 

 

Deutsche Exporte nach Österreich Deutsche Importe aus Österreich 

In 1.000 Euro In 1.000 Euro 

2016 2017 2018 2016 2017 2018 

59 778 248  62 656 215  

 

65 026 868  

 

38 543 345  

 

40 686 165  

 

42 993 727  

 

Veränderung zum Vorjahr in % Veränderung zum Vorjahr in % 

2016 2017 2018 2016 2017 2018 

+    2,7  

 

+    4,8  

 

+    3,8 

 

+    3,5  

 

+    5,6  

 

+    5,7 

 

 

2.1.4. Investitionsklima und Förderungen 

 

Seit der Wirtschafts- und Finanzkrise steigen die Erwartungen der Unternehm er hinsichtlich der Investiti onen 

wieder und zeigen einen positiven Trend, der sich langsam umzusetzen scheint und richtungsweisend für die In-

vestitionskonjunktur ist . Laut WKÖ Wirtschaftsbarometer 36 ist das Wirtschaftsklim a in Österreich weiterhin posi-

tiv, obwohl der Höhepunkt bereits überschritten ist. Die Geschäftsaussichten für die kommenden 12 Monate fallen 

deutlich negativer aus.  

 

Der Aufschwung festigte sich in den letzten beiden Jahren und ging in die Breit e. Im Sommer 2018 lag die Bewer-

tung der Lage auf dem höchsten Wert seit 2007. In der aktuellen Befragung der Unternehmen werden Umsätze 

zwar weiterhin hoch eingeschätzt, jedoch niedriger als im Vorjahr. Die Stimmung ist angesichts der hohen Risiken 

und der allgemeinen Abkühlung der internationalen Konjunktur eingetrübt. Insbeson dere bei Auftragslage und 

Investitionen zeichnet sich eine schwächere Entwicklung ab. 

 

Die Investitionsbereitscha ft der Unternehmen befindet sich auf dem geringsten Niveau der letzten zwei Jahre. Ein 

Viertel der Befragten will das Investitionsvolumen in den kommenden 12 Monaten erhöhen und 6 von 10 Unter-

nehmen gleich halten. Kleine Unternehmen äußern sich besonders zurückhaltend.  
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Das Wirtschaftsbarometer unterscheidet bei seiner Unternehmensbefragung zwischen Rationalisierungs-

investitionen, Ersatzinvestitionen und kapazitätserweiternden Neuinvestitionen, wobei das Hauptmotiv für abseh-

bare Investitionen mit 56 % im Ersatzbedarf liegt. 49 % der Befragten planen, in den kommenden 12 Monaten 

Neuinvestitionen zu tätigen. Die Gründe hierfür l iegen bei Investitionen in Innovation und Di gitalisierung. 35 % 

planen mit Rationalisierungsinvestitionen.  

 

Investitionsförderung 

 

Je nach Bundesland divergieren Umfang und Art der Investitionsförderung. Im Ber eich der Energieförderungen 

fördert beispielsweise das Land Oberösterreich folgende Maßnahmen:37 

 

Å Bundes -Umweltförderung 38 

Å Fºrderschwerpunkt ĂEnergiesparenñ ï gefördert werden unter anderem Maßnahmen zur Wärme-

rückgewinnung, Heizungsoptimierung, Beleuchtungso ptimierung sowie für Effizienzsteig erungen 

Å Fºrderschwerpunkt ĂWªrmeñ ï gefördert werden Holzheizungen und Fernwärmeanschlüsse sowie 

Wärmepumpen  

 

Å Landes -Umweltförderung 39 

Anschluss an Fern-/Nahwärme, biogene Einzelfeuerungsanlagen, thermische Solaranlagen, Wärmepumpen, 

Energiesparen in Betrieben / effiziente Energienutzung, industrielle Abwärmeauskopplung, Wärmerückg e-

winnung bei Kälte - und Lüftungsanlagen, Biomasse-Nahwärmeanlagen, Neubau, Ausbau und Verdichtung 

von Wärmeverteilnetzen auf Basis von Biomasse, Geothermie oder industrieller Abwärme, Optimierung von 

Nahwärmeanlagen, Erneuerung von Kesselanlagen in bestehenden Biomasse-Nahwärmeanlagen, Biomasse-

Kraft -Wärme-Kopplungen (Bi omasse-KWK), geothermische Nahwärmeanlagen. 

 

Å Förderung im Bereich Neubau 40 

Gefördert wird die Errichtung von Eigenheimen, Reihenhäuser n und Doppelhäusern durch natürliche Perso-

nen, gewerbliche Bauträger und gemeinnützige Bauvereinigungen. 

 

Å Förderungen im Be reich Sanierung 41 

Gefördert werden die energiesparende Sanierung von Eigenheimen und Kleinhausbauten mit bis zu 3 Woh-

nungen, energiesparende Sanierung von Einzelbauteilen, gesamthafte energiesparende Sanierung, Abbruch 

und Neubau. Gefördert werden außerdem Eigentums- und Mietwohnungen  sowie die Sanierung von Wohn-

häusern mit mehr als 3 Wohnungen.  
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2.2. Energiemarkt Österreich 

 

 

2.2.1. Energieerzeugung und -verbrauch 

 

Energieerzeugung 

 

Die Energieerzeugung in Österreich basiert auf einem breitgefächerten Energiemix aus fossilen Energieträgern 

und erneuerbaren Energien sowie auf ausreichend dimensionierten Strom - und Gasnetzen. Von besonderer Be-

deutung ist der sehr hohe Anteil an erneuerbaren Energien in der inländischen Energieerzeugung. Österreich ver-

fügt aufgrund seiner günstigen topographischen Situation über zwei Ressourcen, die traditionell in hohem Ausmaß 

zur Energiegewinnung genutzt werden: Wasserkraft und Biomasse. In der Summe tragen beide derzeit etwa drei 

Viertel zur gesamten inländischen Energieproduktion bei.  

 

Im Jahr 2018  betrug die inländische Energieerzeugung 499,6 Petajoule, davon 226,8 Petajoule biogene Energien 

und 135,5 Petajoule Wasserkraft. Die langfristige Entwicklung der inländischen Energi eerzeugung und deren 

Struktur sind insb esondere durch einen deutlichen Rückgang bei fossiler Energie und Kohle und einen Zuwachs 

bei erneuerbaren Energien geprägt.42 

 

Zwischen den Jahren 2005 und 2018 ist die Gesamterzeugung inländischer Primärenergie im Durchschnitt um 

1,6 % jährli ch gestiegen. Der Anteil biogener  Energien verzeichnete im selben Zeitraum einen durchschnittliche n 

Zuwachs von 3,3 %. Die unten angeführte Abbildung veranschaulicht die inländ ische Primärenergieerzeugung 

zwischen den Jahren 2005 und 2018 und zeigt deutlich, dass die inländische Energieerzeugung stark gestiegen ist, 

im Besonderen die Produktion erneuerbarer Energien.43 

 
Abbildung 4: Inländische Primärenergieerzeugung nach Energieträgern in Petajoule 2005-201844 

 
 

Die Fernwärmeerzeugung stieg seit dem Jahr 2005 um durchschnittlich 2 ,6 % pro Jahr auf ca. 90 PJ im Jahr 2017 

an. Die Gründe für diesen kontinuierlichen Zuwachs sind gestiegener Wärmebedarf, verstärkter Netzausbau sowie 

Anschlussverdichtungen. Sie wird  zu rund 47 % aus erneuerbaren Energieträgern gewonnen. Seit 2005 kann eine 

Verdopplung des Anteils erneuerbarer Energien beobachtet werden.  
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Abbildung 5: Fernwärmeerzeugung  

nach Energieträgern in MWh 2005-201745 
Abbildung 6: Bruttostromerzeugung  

in Österreich 2005-2017 in TWh46 
 

 
 

 

Die Stromerzeugung in Österreich belief sich im Jahr 2017 auf 242,8 PJ. Den größten Anteil an der Stromerzeu-

gung hatten Laufkraftwerke mit 43 % und Speicherkraftwerke mit 14 % . Den zweitgrößten Anteil des Energiemixes 

haben thermische Kraftwerke mit 28 %. Aber auch andere erneuerbare Energieformen wie Wind, Photovoltaik und 

Geothermie leisten einen immer bedeutenderen Beitrag zur österreichischen Stromerzeugung. 2017 wurden insge-

samt bereits 72 % des Gesamtstromverbrauchs in Österreich aus erneuerbaren Energieträgern (Wasserkraft, Bio-

masse, Windkraft, Photovoltaik und Geothermie) erzeugt. 47 

 

Energieverbrauch 

 

Der österreichische Bruttoinlandsverbrauc h an Energie betrug im Jahr 2018 1.422,4 PJ. Der Brut toinlandsver-

brauch konnte langfristig weitgehend stabilisiert werden und ist t rotz der Stagnation bei Wasserkraft durch deutli-

che Zuwächse von anderen erneuerbaren Energien gekennzeichnet. Zwischen 2005 und 2018 nahm der Bruttoin-

landsverbrauch durchschnitt lich um 0,1 % pro Jahr ab. 

 

Der Anteil erneuerbarer Energie gemäß EU-Richtlini e 2009/28/EG reduzierte sich in Österreich im Jahr 2017 um 

0,5 Prozentpunkte auf 32,6 %, da der Verbrauch an fossiler Energie in diesem Jahr deutlich stärker wuchs als das 

Aufkom men an erneuerbarer Energie. Zum Vergleich betrug der Anteil erneuerbarer Energie am Bruttoendener-

gieverbrauch der EU-28 im Jahr 2017 laut Eurostat 17,0 %. Die größten Beiträge am Gesamtaufkommen erneuer-

barer Energie in Österreich leisteten im Jahr 2016 die Wasserkraft mit 35,3 % und die feste Biomasse mit 28,1 %. 

Weitere Beiträge stammten aus dem erneuerbaren Anteil der Fernwärme mit 10,6  %, den energetisch genutzten 

Laugen mit 8,0  % und den Biokraftstoffen mit 5,3  %. Die Beiträge der Sektoren Windkraft, Solarthermie, Umwelt-

wärme, Biogas, Geothermie und Photovoltaik machten in Summe 12,7 % aus.48 

 

 

 

 

 

 

 



 

13 

 

Abbildung 7: Bruttoinlandsverbrauch nach Energieträgern in Petajoule 2005-201849 

 

 
 

 

Der große Anteil der erneuerbaren Energien am österreichischen Bruttoinlandsverbrauch wird besonders im i n-

ternationalen  Vergleich deutlich. Die nachfolgende Grafik vergleicht die Anteile der Energieträger in Österreich 

mit denen der EU-28. Gegenüber der EU ist in Österreich der Kohleanteil um fast  6 Prozentpunkte geringer, die 

Kernenergienutzung beschränkt sich in Österreich auf reine Forschungsreaktoren. Von besonderer Bedeutung ist 

der sehr hohe Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttoinlandsverbrauch.  

 
Abbildung 8: Bruttoinlandsverbrauch im Vergleich ï Anteile der Energieträger in Österreich und 
EU-28 in %50 

 

 

 

Der Primärenergieverbrauch belief sich 2018 auf 1.342,7 PJ. 5,6 % des Bruttoinlandsverbrauchs fließen in den 

nicht -energetischen Verbrauch, 94,4 % in den Primärenergieverbrauch. Ein Großteil des Primärenergieverbrauchs 

wird für die U mwandlung in andere Energieformen verwendet. Von 1.342,7 PJ Primärenergieverbrauch im Jahr 

2018 konnten 65,6 % dem Umwandlungseinsatz zugeordnet werden, 24,7 % wurden für den energetischen End-

verbrauch verwendet und 9,6 % entfallen auf den Verbrauch des Energiesektors selbst.51 
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Abbildung 9: Nicht-energetischer Verbrauch in % 2018 (links) und Umwandlungseinsatz, -ausstoß 
und -verluste in % 2018 (rechts)52 

 
 

Der energetische Endverbrauch belief sich 2018 auf 1.122,5 PJ, dies kommt einer durchschnittlichen Ste igerung 

von 0,2 % pro Jahr seit 2005 gleich. Auch hier sind langfristig eine Stabilisierung sowie ein Zuwachs beim Anteil 

erneuerbarer Energien und ein Rückgang fossiler Energieträger zu erkennen. Die Zunahme der direkten Nutzu ng 

von biogenen Energien bei den Endverbrauchern betrug in den letzten zehn Jahren durchschnittlich 2,7  % pro 

Jahr. In Bezug auf die Struktur des energetischen Endverbrauchs lässt sich konstatieren, dass Österreich über 

einen gesunden Energiemix verfügt. Der größte Energieverbrauch mit 35,8 % kann 2018 dem Verkehrssektor zu-

geordnet werden, gefolgt vom produzierenden Bereich mit 29,1 % und den privaten Hau shalten mit 24,1 %.  

 
Abbildung 10: Energetischer Endverbrauch 2018 nach wirtschaftlichen Sektoren in %53 
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Der Stromverbrauch in Österreich ist generell von einer steigenden Tendenz gekennzeichnet ï langfristig um 

durchschnittlich 2 % pro Jahr. Dies liegt vor allem daran, dass Strom immer häufiger weniger effiziente Energie-

träger ersetzt. Besonders in der Sachgüterproduktion und bei den privaten Haushalten kann ein bedeutender An-

stieg beobachtet werden. Im Dienstleistungssektor hingegen kann ein Rückgang verzeichnet werden und im land-

wirtschaftlichen Sektor ist ein stabiles nied riges Niveau zu beobachten.54 Fast die Hälfte des Stromverbrauches 

wird für die Industrie aufgewendet und mehr als ein Viertel für private Haushalte. Ein österreichischer Hau shalt  

verbraucht im Durchschnitt 4.415 kWh elektrische Energie pro Jahr. Der grö ßte Teil des Verbrauches entfällt dabei 

auf Raumheizung, Klimaanlagen und Warmwasserbereitung. Von Beginn der 1990er Jahre bis 2003 waren die 

privaten Haushalte noch jener Sektor mi t dem höchsten Energieverbrauch. Durch den Einsatz energieeffizienter 

Geräte oder einfacher Maßnahmen konnte der Stromverbrauch bedeutend verringert werden. Es bestehen aber 

weiterhin erhebliche Einsparungspotenzi ale.55 

 

Erneuerbare Energie und Energieeffizienz 

 

Österreich nimmt im internationalen Vergleich eine Vorreiterstellung bei  der Nutzung erneuerbarer Energien ein 

und ist eines der CO2-effizientesten EU-Länder. Derzeit werden bereits mehr als 70 % des Stroms aus erneuerba-

ren Energiequellen gewonnen. Dies liegt auch an der topographischen Lage Österreichs, weshalb das Land auf 

einen hohen Anteil an Wasserkraft und biogene Brenn- und Treibstoffe zurückgreifen kann. Sie tragen derzeit etwa 

drei Viertel der gesamten Energieproduktion bei. Auch Umweltenergien, insbesondere Geothermie, Windenergie 

und Photovoltaik , nehmen deutlich zu. Ein weiterer Grund für die positive Entwicklung der Gewi nnung und des 

Einsatzes erneuerbarer Energieträger ist ein Förderregime, das erneuerbare Energien begünstigt. In den vergan-

genen acht Jahren wurde die Anzahl der Förderverträge der Ökostromförderung mehr als vervierfacht. Der Anteil 

des geförderten Ökostroms am Endverbrauch konnte seit 2003 verdoppelt werden.56 

 
Abbildung 11: Erzeugungsstruktur der erneuerbaren Energien 2005-2018 in PJ (links)  

und Erzeugungsstruktur der erneuerbaren Energien 2018 in % (rechts)57 

 

  

 

Aber auch im Bereich der Energieeffizienz kann Österreich auf eine Reihe von Erfolgen zurückblicken. Seit 2005 

konnte das Wirtschaftswachstum vom Energieverbrauch entkoppelt werden. Während das reale BIP kontinuierlich 

anstieg, verlief die Steigerung des Bruttoinlandsverbrauchs wesentlich flacher und mit Ausnahme der Jahre der 

Finanz- und Wirtschaftskrise sank der relative Energieverbrauch kontin uierlich um durchschnittlich 1,5  % pro 

Jahr seit 2005.  
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Abbildung 12: Entkopplung des Bruttoinlandsverbrauches vom Wirtschaftswachstum 2005-201758 

 

 
 

Sowohl Primär- als auch Endenergieverbrauch konnten auf dem Niveau von 2005 stabilisiert werden. Im Rahmen 

der 2020-Strategie hat Österreich sich verpflichtet , bis 2020 den Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendene r-

gieverbrauch auf 34 % zu steigern und nicht mehr als 1.050 PJ Endenergie zu verbrauchen. Österreich ist in beiden 

Bereichen auf der Zielgeraden. 2017 lag der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch 

bereits bei 32,6 %.59 

 

Marktentwicklung 

 

Die Marktentwicklung der Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energie zeigt im Jahr 2018 ein gemischtes 

Erscheinungsbild. Es konnte ein Wachstum des Inlandsmarktes im Jahr 20 18 nur in den Bereichen Wärmepum-

pen und Windkraft beobachtet werden. Die Technologiebereiche Biomasse-Brennstoffe, Biomassekessel und -öfen, 

Photovoltaik und Solarthermie verbuch ten jeweils prozentuell einstellige Marktrückgänge.  Der Trend der zögerli-

chen bis rückläufigen Marktentwicklung der letzten Jahre findet damit auch im Jahr 2018 seine Fortsetzung. Sol-

len die gesteckten nationalen Energie- und Klimaziele erreicht werden, mü ssen die Anstrengungen im Bereich der 

Technologie-, Forschungs-, Energie- und Umweltpolitik deutlich gesteigert werden. 60 

 

Feste Biomasse:  Die Nutzung fester Biomasse stellt einen wichtigen Bereich in der nationalen erneuerbaren 

Energienutzung dar. 2018 erreichte der Bruttoinlandsverbrauch fester Biobrennsto ffe einen Wert von ca. 179,4 PJ. 

Den größten Anteil hat der Hackgutverbrauch, der im Jahr 2018 auf 81,8 PJ sank. Sein Maximum erreichte er 2017 

mit 88,8 PJ . Der Pelletmarkt verzeichnete bis 2006 ein jährl iches Wachstum von 30-40 %. Diese Entwicklung 

wurde jedoch durch eine Pelletverknappung und eine Verteuerung des Brennstoffes gebremst und erholte sich 

anschließend wieder. Im Vergleich zu 2017 sank der nationale Pelletverbrauch im Jahr 2018 um 1 % auf rund 

16,2 PJ (950.000 t) Pellets. Zur Sicherung der Pelletversorgung haben 29 österreichische Pelletproduzenten eine 

Produktionskapazität von 1,63 Mio.  t/a aufgebaut.61 

 

Daraus ergeben sich auch für den Markt von Biomassekesseln erhebliche Schwankungen zwischen den Jahren 

2000 und 2016. Nach hohen Wachstumsraten bis 2006 reduzierte sich der Ansatz 2007 und stieg 2011 und 2012 

wieder an. Zwischen 2013 und 2016 kann wiederum ein Rückgang beobachtet werden. Nach einem leichten An-

stieg sinken die Verkaufszahlen aller Kesseltypen im Jahr 2018.62 
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Photovoltaik:  2009 setzte eine beispiellose Marktdiff usion der Photovoltaik ein. Ein historischer Höchststand 

konnte erstmals 2011 erreicht werden. Nach einem Rekordzuwachs im Jahr 2013 hat sich der Zuwachs auf ein 

stabiles Niveau von 150 bis 175 MW peak pro Jahr eingependelt. Auch 2018 wurden netzgekoppelte Photovoltaikan-

lagen mit einer Gesamtleistung von 168.458 kWpeak und autarke Anlagen mit einer Gesamtleistung von 212 kWpeak 

installiert, was einem leichten Rückgang von ca. 2,5 % entspricht. Insgesamt ergibt dies einen Zuwachs von 

168.670 kWpeak, der in Österreich mit Ende 2018 zu einer kumulierten Gesamtleistung aller Photovoltaikanlagen 

von rund 1.437,64 MWpeak geführt hat . Die österreichische Photovoltaik -Industrie ist sehr vielfältig und reicht von 

der Herstellung von Modulen über Wechselrichter u nd weitere Zusatzkomponenten bis zur Installation von Anla-

gen sowie Forschung und Entwicklung.63 Die Entwicklung von photovoltaischen Elementen zur Gebäudeintegrati-

on spielt in Österreich eine besondere Rolle, da aus dieser Sparte eine hohe Wertschöpfung erwartet wird und die 

Sparte aktiv gefördert wird.  

 

Solarthermie:  Nach den prosperierenden Jahren zwischen 2002 und 2009 erreichten die Verkaufszahlen für 

thermische Solarenergie 2009 einen historischen Höhepunkt. Seitdem leiden solarthermische Anlagen jedoch 

zunehmend unter dem wachsenden Konkurrenzdruck durch Photovoltaik, dem vermehrten Einsatz von Wärme-

pumpen und einem anhaltend niedrigen Ölpreis. Der Inlandsmarkt ist nun seit neun Jahren in Folge rückläufig. 

2018 verzeichnet der Markt einen leichten Rückgang um 2 % im Vergleich zu 2017.64 

 

Wärmepumpen:  Die Entwicklung des Wärmepumpenmarktes ist von starken Marktdiffusionen gekennzeichnet. 

Energieeffiziente Gebäude ermöglichen einen attraktiven Einsatz der Technologie. Wärmepumpensysteme in 

Kombination sanlagen mit anderen Technologien, wie z.B. mit solarthermischen, oder Photovoltaikanlagen zur 

Raumkühlung und Klim atisierung energieeffizienter Gebäude oder auch zur Gebäudetrockenlegung im Sanie-

rungsbereich bieten ein bedeutendes Marktpotenzial. Der Gesamtabsatz von Wärmepumpen (Inlandsmarkt plus 

Exportmarkt) steigerte sich von 36.837 Anlagen im Jahr 2017 auf 39.181 Anlagen im Jahr 2018. Dies entspricht 

einem Wachstum von 6,4 %.65 

 

Wi ndkraft:  Die Nutzung von Wind profitiert wie auch die Photovoltaik von einer a ktiven Förderpolitik. Seit 2018 

beträgt erstmals in der Geschichte der österreichischen Windkraft die installierte Gesamtleistung mehr als 

3.000  MW. Damit wurde ein wichtiger Mei lenstein im Ausbau der erneuerbaren Energien, insbesondere der 

Windkraft errei cht. So wurden in Österreich 71 Windkraftanlagen mit insgesamt 230 MW el neu errichtet.  Ende des 

Jahres waren damit 1.313 Windkraftanlagen mit einer Nennleistung von 3.045 MW el am Netz. Der Ausbau der 

Windkraft ist in den letzten Jahren jedoch bedeutend zurückgegangen.66 

 

Außenhandel mit Energie 

 

Aufgrund der natürlichen Rohstoffausstattung ist Österreich in hohem Maße von Energieimporten abhängig , ins-

besondere von fossilen Energieträgern. Durchschnittlich belief sich der Zuwachs der Gesamtenergieimporte zwi-

schen 2005 und 2018 auf 0,5 % jährlich. 2018  erreichten die Energieimporte einen Gesamtwert von 1.327 PJ. Den 

größten Anteil daran hatte Öl mit 46 ,8 %, gefolgt von Gas mit 34,1 %, auf Kohle entfielen 8,6 %, 7,6 % auf elektri-

sche Energie und 2,9 % auf erneuerbare Energie.67 
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Abbildung 13: Energieimporte nach Energieträgern in Petajoule 2005 ï 2018 (links)  

und Struktur der Energieimporte 2018 nach Energieträgern in % (rechts)68 

 

  

 

Österreich importi ert zwar dreimal so viel Energie wie es exportiert, allerdings steigen die Exporte langfristig ge-

sehen um ca.5,5 % pro Jahr an, was die nachfolgende Grafik veranschaulicht. Die Ausgaben der Energieimporte im  

Jahr 2018 beliefen sich auf 12,8 Mrd. Euro und d ie Einnahmen aus den Energieexporten auf 3,3 Mrd. Euro. 69 

 
Abbildung 14: Gesamtenergieexporte 2005-2018 (links) und Ausgaben und  

Einnahmen im Energieaußenhandel in Mrd. Euro (rechts)70 

 

 

 

 
 

Die Abhängigkeit der Energieversorgung von Importen exponiert Österreich gegenüber internationalen Energi e-

preisschwankungen sehr stark. Gerade vor diesem Hintergrund kommen den Energieeffizienzmaßnahmen und der 

Intensivierung des Einsatzes erneuerbarer Ressourcen zentrale Rollen zu, um diese Abhängigkeit zu reduzieren.  

 
2.2.2. Energiepreise 

 

Österreich ist der relativ volatilen Preisentwicklung der internationalen Öl - und Gasmärkte ausgesetzt und von 

globalwirtschaftlichen Faktoren abhängig. Bei der internationalen Ölpreisentwicklung zeigt  sich ein ähnlicher 

Verlauf zwischen den Rohölsorten WTI und BRENT. Bei der Gaspreisentwicklung gibt es jedoch deutliche Unter-

schiede. Dies spiegelt sich auch in den Preisen für Österreich wider.  
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Die Entwicklung des Energiepreisindex für private Haushalte  (EPI) zeigt einen deutlichen Anstieg der Haushalts-

energiepreise bis 2012, danach einen markanten Rückgang bis 2016, ehe die Preise in den letzten beiden Jahren 

wieder stiegen. Der reale EPI liegt allerdings 2018 nur knapp über dem Wert für 2005. Der österreichische Strom-

preisindex (ÖSPI) ging ï nach einer anfänglich beträchtlichen Zunahme ï bis 2016 stark zurück und nahm in den 

letzten beiden Jahren ebenfalls wieder zu. 

 

Die Entwicklung der Gasindustriepreise in Österreich zeigt in Analogie zu der internationalen Preisentwicklung 

einen Anstieg der realen Preise bis 2012, danach ist ein deutlicher Rückgang festzustellen. Der Strompreis wird 

seit 2008 kontinuierlich günstiger für di e österreichische Industrie, während er in der EU zunächst steigt und 

zuletzt nur knapp unter dem Ausgangsniveau von 2009 liegt. 

 
Abbildung 15: Entwicklung EPI und VPI 2005-2018 (links) und Vergleich Österreich mit EU-
Durchschnitt der realen Bruttopreise Industrie71 

 

  

 

 
 

Rohöl preise :  

Der Wertverlust d es Euro, fortlaufende Spekulationsgeschäfte an den Energie- und Rohstoffbörsen, Wirtschaft s-

krisen sowie politische Krisen in wichtigen erdölproduzierenden Ländern brachten neue R ekordpreise für Rohöl 

mit sich. Der stetige Anstieg des Erdölpreises wurde zwar durch den wirtschaftlichen Einbruch im Jahr 2008 u n-

terbrochen, erreichte aber im Dezember 2012 bereits wieder ein Niveau von knapp 110 US-Dollar / Barrel. Seit 2014 

sind die Preise allerdings stark gefallen, sodass im Oktober 2017 ein Barrel Rohöl etwa 58 US-Dollar  kostete.72 Im 

Jahr 2018 konnte ein anziehendes Ölpreisniveau beobachtet werden, im Oktober 2018 kostete ein Barrel Rohöl bis 

zu 80 US-Dollar. 2019 sind die Ölpreise wieder gesunken, ein Barrel Öl kostete im Oktober um die 60 US-Dollar .73 

 

Mineralöl preise :  

Der hohe Rohölpreis wirkt sich naturgemäß direkt auf die Preise für Mineralölprodukte (Heizöl, Benzin, Di esel) 

aus. Heizöl ist im Vergleich zu 2017 um 16,6 % im Jahr 2018 gestiegen. Auch die Preise für Superbenzin und Diesel 

sind um 7,1 bzw. 10,4 % gestiegen.74   
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Gaspreise : 

Dem Trend zu umweltschonenden Lösungen für die Zukunft folgend erfreut sich der Energi eträger Erdgas auch in 

Österreich zunehmender Beliebtheit. Die Erdgaspreisentwicklung folgte seit 2010 einem ansteigenden Trend, sank 

allerdi ngs ab 2014 deutlich  und erreichte 2016 einen Tiefpunkt von 48,9  Punkten. 2016 war Gas so günstig wie 

zuletzt 2011. Allerdings verzeichnet der Gaspreisindex seitdem wieder eine Steigung und ist im Oktober 2017 erst-

mals wieder um 14 % höher als zum gleichen Zeitpunkt 2016.75 Gegenüber dem Vorjahr liegt der Gaspreisindex im 

November 2019 um 47,2 % niedriger.76 

 

Strompreise:  

Grundsätzlich sind die Strompreise zwischen 2009 und 2016 um durchschnittlich 3,9 % pro Jahr gesunken.77 Seit 

2017 gehen die Preise jedoch wieder in die Höhe und der Österreichische Strompreisindex (ÖSPI) verbuchte 2017 

in 9 von 11 Monaten Zuwächse.78 Im Vergleich zum Vorjahr liegt der ÖSPI  im November 2019 um 13,0 % höher. 

Im Allgemeinen wird der Strompreis nicht subventioniert. Gemäß Ökostrom gesetz 201279 werden jedoch Erneuer-

bare-Energie-Anlagen über festgesetzte Abnahmetarife durch die OeMAG gefördert. Die für das Jahr 2019 gült igen 

Tarife betragen:80 

 

Å 7,67 Cent pro kWh bei gebäudeintegrierten Photovoltaikanlagen (5-200 kW peak Leistung). Zusätzlich ist ein 

Investitionszuschuss von 30 % der Errichtungskosten, hö chstens jedoch ein Betrag von 250 Euro/kW peak mög-

lich.  

Å 8,12 Cent pro kWh bei Windkraftanlagen . 

Å Je nach Leistung: 10,00-21,56 Cent pro kWh bei fester Biomasse.  

Å Je nach Leistung: 16,10-18,97 Cent pro kWh bei Biogas. 

 
 
2.2.3. Energiepolitische Rahmenbedingungen 

 

Zentrales Ziel der Klimapolitik der Bundesregierung ist die Reduktion von Treibhausgasemissionen. Bis 2020 will 

Österreich folgende Ziele erreichen: 20 % mehr Energieeffizienz; 34 % erneuerbare Energie; 21 % weniger Treib-

hausgase für die Sektoren im Emissionshandelssystem; 16 % weniger Treibhausgase für jene Sektoren, die nicht 

dem Emissionshandel unterliegen. Zudem wird Österreich seine Treibhausgasemissionen bis 2030 um 36 % ge-

genüber 2005 reduzieren. Der Anteil erneuerbarer Energie am Bruttoen denergieverbrauch soll bis 2030 auf 45 % 

bis 50 % angehoben werden. Gesamtstromverbrauch soll national bilanziell zu 100 % aus erneuerbaren Energie-

quellen stammen. Die Primärenergieintensität s oll um 25 % bis 30 % gegenüber 2015 verbessert werden. Dafür ist 

eine koordinierte, abgestimmte Klima - und Energiepolitik notwendig, die die Balance zwischen ökologischer 

Nachhaltigkeit, Wettbewerbsfähigkeit/Leistbarkeit und Versorgungssicherheit jetzt und  in der Zukunft gewährleis-

tet. Energieeffizienzvorhaben haben in der österreichischen Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik einen besonderen 

Stellenwert. Die österreichische Energiestrategie soll ein nachhaltiges, wettbewerbsfähiges und weiterhin sicheres 

Energiesystem garantieren und dazu beitragen, dass die Zielvorgaben des EU-Energie- und Klimapaktes erreicht 

werden können. Hauptziel ist es, den Bruttoinlandsverbrauch an Energie schon mittelfristig deutlich zu senken, 

um insbesondere umweltschutzspezifische Verpflichtungen aus internationalen Verträgen, EU -Richtlinien und 

bundespolitischen Gesetzen und Verordnungen schneller und somit effektiver implementieren zu können. Neben 

der Strategie der Energieeffizienz soll auch eine Forcierung des Ausbaus der Nutzung erneuerbarer Energien einen 

entscheidenden Beitrag zur Reduktion des Bruttoinlandsverbrauchs und zur Energieautarkie leisten.  
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Die Ăºsterreichische Klima- und Energiestrategie ï #mission 2030ñ hat sich folgende Ziele f¿r die Energiepolitik 

gesetzt: 

Å Treibhausgasemissionen senken. 

Å Produktion erneuerbarer heimischer Energieträger ausbauen, saubere Technologien forcieren. 

Å Energie effizienter und intelligenter nutzen, Energie - und Ressourceneffizienz erhöhen. 

Å Energieversorgungssicherheit stärken, unabhängiger von Energieimporten werden und die Wettbewerbsfä-

higkeit des Standorts Österreich steigern. 

 

Im Regierungsprogramm 2020 - 2024 bekennen sich ÖVP und Grüne zur Klimaneutralität bi s 2040. Darin ist 

auch die Rede von einem neuen Gesetz, das so rasch wie möglich erlassen werden soll: Das Erneuerbare-Ausbau-

Gesetz (EAG). Ziel ist es, die Stromversorgung bis 2030 auf 100 % (national bilanziell) Ökostrom bzw. Strom aus 

erneuerbaren Energieträgern umzustellen und  gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaft sstandorts 

Österreich zu stärken. Darin enthalten ist auch der Ausbau von PV-Anlagen und das Ziel 1 Million Dächer mit 

Photovoltaik auszustatten. 

 

2.2.4. Gesetzliche Rahmenbedingungen 

 

Seit 1. Oktober 2001 kann eine vollständige Liberalisierung des österreichischen Strommarkts konstatiert werden. 

Hierdurch wurde eine vollständige freie Wettbewerbsstruktur verwirklicht, die Kunden eine freie Auswahl des 

Stromanbieters ermöglichte. Als entscheidende rechtliche Grundlagen hierfür diente n das sog. Elektrizitätswir t-

schafts- und Organisationsgesetz 1998 (ElWOG) und das Energieliberalisierungsgesetz im Jahr 2000. Mittels  

ElWOG und seiner Novellierung ab dem 01.10.2001 erfolgte die Umsetzung der sog. EU-

Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie (RL 96/92/EG) in österreich isches Recht. Ziel war die Öffnung des Strommark-

tes hin zu einem freien Wettbewerbsmarkt. Laut einer Studie des WIFO hat die Liberalisierung im Zeitraum 1998 

bis 2004 zu massiven Preissenkungen bei Industriestrom und zu geringeren Effekten bei Haushaltsstr om geführt. 

Gesamtwirtschaftlich betrachtet wären die Energiekosten der österreichischen Volkswirtschaft ohne Liberalisi e-

rung um etwa 700 Mio. Euro pro Jahr höher.  

 

In Österreich gibt es einen nationalen Übertragungsnetzbetreiber (Austrian Power Grid AG) und mehrere Vertei-

lernetzbetreiber, deren regional unterschiedliche Tarife in der Systemnutzungsentgelte-Verordnung für die einzel-

nen Netzebenen festgelegt sind. 2006 wurde die Netzentgeltregulierung durch eine Anreizregulierung ersetzt. 

Ausgangsentgelte berechnen sich auf der Grundlage von Kosten- und Mengenprognosen.  

 

Im Zuge des Energieliberalisierungsgesetzes wurde die Regulierungsbehörde E-Control gegründet, die am 1. März 

2001 ihre Tätigkeit aufnahm. Ihre Aufgabe ist es, die Aufsicht über den geöffneten Elektrizitätsmarkt durchzufü h-

ren. Des Weiteren wurde die Behörde mit Wettbewerbsaufsichts-, Überwachungs- und Regulierungskompetenzen 

ausgestattet. Zu den Hauptaufgaben der Regulierungsbehörde gehören die Bestimmung der Systemnutzungstarife 

sowie die Genehmigung der Netzzugangsbedingungen. 
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2.2.5. Neue Entwicklungen auf dem Energiemarkt 

 

Verordnungen (2018 )  

Zwei wichtige Verordnungen sind die Ökostrom -Einspeisetarif verordnung 201881 sowie die Ökostromförder-

beitragsverordnung.82 Dabei handelt es sich um Verordnungen des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung 

und Wirtschaft,  die die Einspeisetarife und Förderbeträge für Ökostrom festlegen. 

 

Energieeffizien zgesetz (2014)   

2014 trat das Energieeffizienzgesetz (EEffG) in Kraft, dessen Ziel es ist, die EU-Energieeffizienzrichtlinie 

2012/27/EU umzusetzen und die damit einhergehenden Energiemaßnahmen zu forcieren. Die Versorgungssicher-

heit soll verbessert, der Anteil erneuerbarer Energien erhöht und Treibhausgase reduziert werden. Seit 2015 ver-

pflichtet  das Energieeffizienzgesetz große Unternehmen dazu, Energieaudits durchzuführen sowie Energie- und 

Umweltmanagementsysteme einzuführen. 83 Als nationale Energieeffizienz-Monitoring -Stelle dient die Österrei-

chische Energieagentur, die gemäß EU-Energieeffizienzrichtlinie und Energieeffizienzgesetz damit beauftragt ist , 

Bewertungen und Monitorings von Eff izienzmaßnahmen durchzuführen. Sie stellt auch Unternehmen die erfor-

derliche Infra struktur zur Umse tzung von Maßnahmen bereit.84 

 

Im neuen Regierungsprogramm 2020 - 2024 ist auch die Rede von einem neuen Gesetz, das so rasch wie möglich 

erlassen werden soll: Das Erneuerbare -Ausbau -Gesetz (EAG).  

 

Ökostromgesetz (2012)  

Das am 1. Juli 2012 in Kraft getretene Ökostromgesetz (Ökostromgesetz 2012 ï ÖSG 2012) forciert den kosteneffi-

zienten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien als einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit, zur 

Verringerung von Treibhausgasemissionen und zur Erfüllung  der Vorgaben der Europäischen Union, insbesonde-

re der verpflichtenden Quote der erneuerbaren Energien von 34 %, bezogen auf den Energieverbrauch ab dem 

Jahr 2020. Mit dem aktuellen Ökostromgesetz werden Mittel für neue Ökostro manlagen, die ihren erzeugten 

Strom in das öffentliche Netz einspeisen, zur Verfügung gestellt (50 Mio. Eur o Fördermittel pro Jahr). Zudem 

verfolgt das Gesetz eine ĂDoppelstrategieñ: Bei gleichzeitigem Ausbau der heimischen Stromerzeugungskapazitä-

ten soll der Stromverbrauch pro benöti gter Energiedienstleistung durch Anwendung fortschrittlicher energieeffiz i-

enter Technologien gesenkt werden. Dieser Ansatz stellt eine kostengünstigere Alternative zur rein produktionssei-

tigen Herangehensweise dar und wird entscheidend die Struktur der Energieerzeugung und des Verbrauchs beein-

flussen. 

 

Gaswirtschaftsgesetz (2011 )  

Im  Jahr 2011 wurde mit dem Gaswirtschaftsgesetz eine weitere wichtige rechtliche Regelung geschaffen. Das Ge-

setz ist darauf ausgerichtet, einen schärferen Preiswettbewerb zwischen den Gasanbietern auf dem österreichi-

schen Energiemarkt zu ermöglichen. Österreich muss auf Basis von EU-Vorgaben das sog. Entry-Exit -Modell ein-

führen. Dieses Modell sieht vor, dass zukünftig die Tarife für die Gaslieferanten transport - und streckenunabhän-

gig festgesetzt werden. Neben dieser Liberalisierung sieht das neue Gaswirtschaftsgesetz ebenso vor, dass die 

Fernleitungsnetzbetreiber der Regulierungsbehörde jährlich einen koordinierten , mindestens zehnjährigen Netz-

entwicklungsplan vorlegen müssen, der darlegt, wie Netzbetreiber eine Umsetzung der hohen Qualität der Leitun-

gen und deren Ausbau forcieren wollen. 
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Übertragungsnetzbetreiber Austrian Power Grid (2012)  

Eine weitere wichtige Neuerung den Energiemarkt betreffend ist, dass mittels Zertifizierung sbescheid der Energie-

Control Austria vom 12. März 2012 die Austrian Power Grid (APG) von den zuständigen österreichischen und 

Brüsseler Behörden als unabhängiger Übertragungsnetzbetreiber zertifiziert wurde. Folglich erreichte n österrei-

chische Energieversorger damit den erfolgreichen Abschluss der von der EU geforderten Entflechtun g (das sog. 

Unbundling) ï die Trennung der Bereiche Stromerzeugung und -handel vom Bereich der Stromübertr agung.  

 

 

3. Energieeffizienz in Österreich 
 

 

Die österreichische Umwelt- und Energiepolitik fokussiert den Ausbau der Energieeffizienz und die Nutzung er-

neuerbarer Energieträger seit Langem. Das aktuelle Regierungsprogramm legt in seiner Energiestrategie Öster-

reich Maßnahmen vor, mit denen ein effizientes, leistbares und sozial verträgliches Energiesystem, Versorgungssi-

cherheit, Wohlstand, Wettbewerbsfähi gkeit und eine lebenswerte Umwelt garantiert werden soll en. Eine der bei-

den Hauptstrategien der österreichischen Energiepolitik ist, neben dem starken Ausbau erneuerbarer Energieträ-

ger, die Senkung der Energienachfrage durch Steigerung der Energieeffizienz. Die Entwicklung eines nachhaltigen 

Energiesystems und der sparsame Einsatz von Energie werden als eine der zentralen Herausforderungen im aktu-

ellen Regierungsprogramm forciert.  Die hohe Abhängigkeit und Unsicherheit von Energieimporten macht den 

effizienten Einsatz von Energie zudem zu einer Priorität. 

 

In den letzten Jahren konnte sich Österreich bezüglich der Energieeffizienz bereits deutlich verbessern, dies gilt 

auch im internationalen Vergleich. Zukünftig sollen weitere Maßnahmen und Instrumente zur Einsparung von 

Energie und zur Verbesserung der Energieeffizienz sowohl auf Bundes- als auch auf Länderebene eingesetzt wer-

den. Österreich bringt sich auch international verstärk t in Diskussionsprozesse zu Effizienzthemen ein. Besonders 

in den Bereichen der energieeffizienten Gebäude (Passivhaustechnologie) haben sich österreichische Unterneh-

men europa- und weltweit etabliert und  können hohe Exportleistungen aufweisen.  

 

Das Wirtschaftswachstum konnte vom Energieverbrauch entkoppelt werden. Während das reale BIP kontinuier-

lich ansteigt, verläuft die Steigerung des Bruttoi nlandsverbrauchs wesentlich flacher und mit Ausnahme der Jahre 

der Finanz- und Wirtschaft skrise verringert sich der relative Energieverbrauch kontin uierlich um durchschnittlich 

1,5 % pro Jahr seit 2005, wie durch nachfolgende Darstellung verdeutlicht wird.  

 

Auch im internationalen Vergleich schneidet Österreich in puncto Energieeffizienz gut ab. Ein Vergleich der Ge-

samtenergieintensitäten der EU und ausgewählter Staaten veranschaulicht dies besonders. 2013 betrug der Brut-

toinlandsverbrauch pro 1.000 US-Dollar BIP (zu Preisen und Kursen des Jahres 2005) in Österreich 0,095 Tonnen 

Rohöleinheiten (toe). Das heißt, dass pro 1.000 US-Dollar, die an BIP generiert wurden, 0,095 toe verbraucht 

wurden. Dieser Wert liegt deutlich unter dem Durchschnitt der OECD -Länder (0,13) und auch unter dem EU-

Durchschnitt (0,12). Österreich lag 2016 im EU-Vergleich an sechster Stelle und zählt folglich zu jenen Staaten, die 

in Relation zur Wirtschaftsleistung die Energie bereits recht effizient nutzen. 85 Der Energieeffizienz kommt auch 

auf EU-Ebene eine Schlüsselrolle zu, da durch diese Wettbewerbsfähigkeit, Nachhaltigkeit und Versorgungssi-

cherheit für Europa gewährleistet w erden.  
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3.1. Energieeffizienz im Bauwesen 

 

 

3.1.1. Allgemeiner Überblick 

 

Der Begriff ĂEnergieeffizientes Bauenñ hat sich in Österreich bereits etabliert. In der Baubranche greift man heute 

zu Fensterglas mit höheren Dämmwerten und hocheffizienten Dämmstoffen. In den vergangenen Jahrzehnten 

sind neue Standards und Kriterien entwickelt und zahlreiche Anstrengungen unternommen worden, um den 

Energieeinsatz in Gebäuden zu reduzieren. Das österreichische Know-how bei umweltschonenden und energieeffi-

zienten Bau- und Heizungstechniken ist sehr groß. Österreich ist zudem Spitzenreiter bei der Passivhaustechnolo-

gie und ein Vorreiter beim Einsatz und der Entwicklung erneuerbarer Energietechnol ogien.  

 

Der PassivhausȤBaustandard wurde vor über 20 Jahren von Prof. Dr. Feist vom Passivhaus-Institut Dar mstadt 

festgelegt. Grundidee des Passivhauses ist die Minimierung der Wärmeverluste und Maximierung der passiven 

solaren Wärmegewinne. Der geringe Heizenergiebedarf führt dazu, dass auf eine konventionelle Heizungsanlage 

(Warmwasserkessel, Verteilsystem und Heizkörper) verzichtet werden kann. Der Heizwärmebedarf darf maximal 

15 kWh/m²a und der Gesamt-Primärenergiebedarf (für alle Energiedienstleistu ngen) maximal 120 kWh/m²a  

betragen. Die thermischen Eigenschaften machen ein konventionelles Heizsystem nicht mehr zwingend nötig, das 

Haus wird durch die inneren Gewinne (Personen, Elektrogeräte) sowie die solaren Gewinne geheizt. Der Restwär-

mebedarf wird durch Erwärmung der Zulu ft abgedeckt. Besonders im Mehrfamilienhausbereich, wo der Restener-

giebedarf für mehrere Einheiten gemeinsam (möglichst mit erneuerbaren Energieträgern) gedeckt werden kann, 

stellt diese Bauweise eine zukunftsträchtige Alternative dar. Neben dem Passivhaus gibt es das ĂNull-Heizenergie-

Hausñ, das ĂNull-Energie-Hausñ und das ĂPlus-Energie-Hausñ, welche die Optimierung der Gesamtenergiebilanz 

zum Ziel haben.86 

 

Gerade alte Wohnungen und Häuser sind unersättliche Energiefresser: Bei unsanierten Gebäuden geht über Au-

ßenwände, Dach und Fenster sehr viel Wärme verloren. Rund ein Drittel des Energieeinsatzes fließt in die Raum-

wärme bzw. Raumkühlung, in die Warmwasserbereitung und in die Beleuchtung in privaten, öffen tlichen und 

Dienstleistungsgebäuden und trägt somit einen großen Teil zu den Treibhausgasemissionen bei. Beim Neubau 

oder der Sanierung eines Gebäudes werden Entscheidungen über den Energieverbrauch der nächsten Jahrzehnte 

getroffen. Eine konsequente Umsetzung des energieeffizienten Baustandards bei allen Bauvorhaben ï sei es im 

Neubau oder auch in der Sanierung ï würde zu einer enormen Reduktion des Energiebedarfs und CO2ȤAusstoßes 

führen. Österreich hat in den vergangenen Jahrzehnten bereits viel zur Reduktion des Energieeinsatzes in Gebäu-

den beigetragen. Grundsätzlich sind die jeweiligen Bundesländer für Bauordnungen und die damit zusammenhän-

genden Regelungen zuständig. Die Zuständigkeit für das Zivilrechtswesen liegt hingegen beim Bund. Gemeinsam 

wurden erfolgreiche Vereinbarungen beispielsweise über Einsparung von Energie und über Maßnahmen im Ge-

bäudesektor zur Treibhausgasreduktion getroffen.87 

 

Die EU-Richtlinie 2010/31/EU über die Energieeffizienz in Gebäuden wurde 2010 europaweit beschlossen. Die 

Richtlinie fordert beispielsweise die Festlegung von Berechnungsmethoden, von Mindestanforderungen für neue 

und bestehende Gebäude sowie gebäudetechnische Systeme oder die Festlegung, dass ab 2020 nur noch Niedrigst-

energiegebäude errichtet werden dürfen. Als Koordinierungsplattform der österreichischen Bunde sländer hat das 

Österreichische Institut für Bautechnik (OIB) die OIB -Richtlinie 6 zu Energieeinsparung und Wärmeschutz sowie 
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ein Dokument zur Definition von Niedrigstenergiegebäuden und zur Festlegung von nationalen Zw ischenzielen 

erarbeitet.88 

 

3.1.2. Struktur und Trends 

 

Das Bauwesen ist ein traditioneller Stützpfeiler der österreichischen Wirtschaft und blieb trotz ko njunktureller 

Schwankungen in den vergangenen Jahren ein stabiles Element der Volkswirtschaft. Die Bauwirtschaft blickt auf 

zwei sehr erfolgreiche Wirtschaftsjahre zurück und bleibt auch 2019 auf Wachstumskurs. Die Wirtschaftskammer 

Österreich prognostiziert für die Jahre 2019, 2020 und 2021 Veränderungen des realen Bauvolumens von 1,5 %, 

1,6 % und 1,1 %.89 Ca. 264.000 Personen sind in Österreich in der Bauwirtschaft beschäftigt . Die rund 35.000 Un-

ternehmen sind vorwi egend kleinbetrieblich strukturiert: Mehr als drei Vie rtel der Unternehmen beschäftigen 

weniger als 10 Personen. Nur 69 Unternehmen beschäftigen mehr als 250 Arbeitnehmer.90 Die Beschäftigungs-

entwicklung am Bau spiegelt die gute Auftragslage wider, nicht nur im beschäfti gungsintensiven Hochbau. Etwa 

seit Mitte 2017 wachsen auch die Beschäftigungskapazitäten im Tiefbau wieder.91 Das Bild in der Öffentlic hkeit 

prägen die international t ätigen Schwergewichte der Branche: Strabag, Porr und Swietelsky erzielten 2015 zusam-

men einen Umsatz von fast 20 Mrd. Euro. Der Strabag-Konzern alleine erreichte fast 14 Mrd. Euro. Laut Statistik 

Austria schloss das Baugewerbe das Jahr 2016 mit einem Gesamtumsatz von über 46 Mrd. Euro ab und trug rund 

8,4 % zur Wirtschaftsleistung bei. 92 Der größte Teil (rund 84 %) der Bauunternehmen in Österreich ist in der 

Branche Ăsonstige Bautªtigkeitenñ angesiedelt. Hingegen stellen die Hochbau- und Tiefbauunternehmen einen 

vergleichsweise kleinen Bereich dar (13 bzw. 3 %).93 

 

Der Baupreisindex (BPI) spiegelt die Entwicklung der Marktpreise für repräsentat ive Bauleistungen wider und gibt 

somit Auskunft über die Veränderung der tatsächl ichen Preise, die der Bauherr für Bauarbeiten bezahlen muss. 

Der Baupreisindex für den Hoch- und Tiefbau betrug laut Berechnungen von Statistik Austria im Jahr 201 8 106,4 

Punkte und stieg leicht gegenüber dem Vorjahr. Der Baukostenindex (BKI) verfolgt die Entwicklung der vom Bau-

unternehmer zu tragenden Kosten für Material und Lohn im Rahmen der Au sführung des Bauvorhabens, also die 

Preisentwicklung von den Produktionsfaktoren, die in der Bauwirtschaft zum Einsatz kommen, d.h. Input von 

Baumaterial, Lohnko sten, Einsatz von Maschinen usw. Der Baukostenindex für den Wohnhaus- und Siedlungsbau 

betrug laut Berechnungen von Statistik Austria für  den Jahresdurchschnitt 2018 107,1 Punkte und stieg somit 

gegenüber dem Jahr 2017 um 3 Punkte.94 

 

Tabelle 6: Konjunkturindikatoren im Bauwesen nach Statistik Austria95 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Konjunkturindikatoren im Bauwesen 2017  

Produktionsindex +6,4 % 

Umsatzindex +8,7 % 

Beschäftigungsindex +2,9 % 

Index der geleisteten Arbeitsstunden +2,5 % 

Baukostenindex im Wohnhaus und Siedlungsbau +2,9 % 
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3.1.3. Marktentwicklung und Bedarf in den einzelnen Bausektoren 

Im Jahr 2019 wird das Bauvolumen in den europäischen Ländern voraussichtlich um 2 % zugenommen haben, 

prognostiziert das europäische Bauforschungsnetzwerk Euroconstruct für die 19 europäischen Mitglied sländer. Bis 

2021 wird das Wachstum in den 19 Mitgliedsländern voraussichtlich weiter nachlassen und dann bei etwa 1,5 % 

liegen. Während der Wohnungsbau insgesamt weiter an Schwung verlieren wird, dürfte der übrige Hochbau bis 

2021 nahezu unverändert moderat wachsen.96 

 

Ähnlich entwickelt sich auch die österreichische Bauwirtschaft. Laut Prognosen des Wirtschaftsforschungsinstitut s 

(WIFO)  entwickelt sich die Bauproduktion bis 2021 wie folgt:  

 
Tabelle 7: Prognose der Bauproduktion97 

 

 

 

 

 

 

 
 

Im Jahr 2019 dürfte die österreic hische Baukonjunktur zwar weiter deutlich expandieren, doch gegenüber den 

Vorjahren an Dynamik verlieren.  Wohnungsbau und Hochbau werden in den nächsten Jahren sinken. Der Tiefbau 

wird 2020 erst etwas zunehmen, bevor er 2021 wieder sinkt.98 

 

Laut Branchenüberblick der Bank Austria wird sich das  Ergebnis 2019 im Vergleich zum hohen Umsatzplus der 

Bauwirtschaft von 8 % preisbereinigt 2018 zwar deutlich einbremsen. Dennoch lassen die verfügbaren Konjunk-

turindikatoren und die unverändert vort eilhaften Finanzieru ngskonditi onen ein Umsatzplus im Bereich von 3 % 

real erwarten. Zum Umsatzwachstum im Hochbau von rund 11 % nominell 2018 haben die Baunebengewerbe den 

höchsten Beitrag geliefert. Der Wohnungsneubau hat etwas an Dynamik verloren, während der Wirtschaftsbau 

Schwung gewinnen konnte. 2019 wird  im Hochbau die Neubautätigkeit w eiter von den Adaptierungsarbeiten als 

Impulsgeber abgelöst. Auch der Tiefbauumsatz wird 2019 das Wachstum von 12 % nominell im Vorjahr weit ver-

fehlen. Allerdings dürfte das hohe Auftragsminus zu Jahresbeginn den Rückgang stark überzeichnen.99 

 

Infrastrukturbau ï Tiefbau 

 

Der Umsatz des Tiefbaus war in den letzten Jahren leicht rück läufig. Ursachen hierfür liegen zum einen in den 

knappen öffentlichen Kassen und zum anderen in der bereits weitgehend gut ausgebauten Infrastruktur in Europa 

und besonders in Österreich. Ob Bahn- oder Straßenbau, Kraftwerks- oder Siedlungswasserbau: Im internation a-

len Vergleich wird die Qualität der vorhandenen Infrastruktur in Österreich sehr gut b ewertet. 2013 und 2014 

galten Straßen-, Bahn- und Tunnelbau als wachstumsstärkste Segmente. Der Tiefbau galt 2014 noch als eine 

Wachstumsstütze der Bauwirtschaft mit einem Produktion splus von nominell rund 5 %. 2015 verlor die Sparte 

dann erheblich an Dynamik. Die Produk tionswerte sind in dieser Zeit im Jahresdurchschnitt nur um 1 bis 2 % 

nominell gestiegen. Seit 2016 hat das Bauklima besonders im Tief- und im Hochbau aufgeklart. 100 Dank der ver-

besserten Investitionsrahmenbedingungen wurden im Tiefbau Wachstumsimpulse durch  Projekte im Straßen- 

Bauproduktion 2019 2020 2021 

Wohnungsbau +1,8%  +0,8% +0,6% 

Sonstiger Hochbau +1,6% +1,1% +1,3% 

Hochbau gesamt +1,8% +0,9% +0,9% 

Tiefbau +2,0% +2,4% +1,9% 

Hoch- und Tiefbau gesamt +1,8% +1,2% +1,1% 
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und Bahnbau erwartet, ohne jedoch eine größere Dynamik zu erzeugen.101 Im Jahr 2018 ist der Umsatz im Tiefbau 

stark gestiegen, was zu einem deutlichen Umsatzwachstum von nominal rund 4 % geführt hat. Voraussichtlich 

wird das Plus 2019 noch etwas höher ausfallen. Ein wichtiger Impulsgeber sind die ÖBB-Österreichische Bundes-

bahn sowie ASFINAG, Betreiberin des Autobahnnetzes. Nachdem die beiden staatlichen Gesellschaften ihre Inves-

titionen 2018 bereits um 8 % ausweiteten, kündigen sie weitere +15 % für 2019 an. ÖBB wird dann knapp 2 Mrd.  

Euro investieren, ASFINAG 1,4 Mrd.  Euro. Voraussichtlich werden die Investitionsspitzen bei den öffentlichen 

Infrastrukturprogrammen 2020 und 2021 erreicht, weil dann die Hauptbauphasen der großen Tunnelproj ekte am 

Semmering, der Koralm und am Brenner beginnen. 

 

Stärkere Impulse können mittelfristig auch die Energiewirtschaft und der Telekommunikationsbereich liefern. Sie 

haben erhebliche Investitionen in den Netzausbau und den Ausbau erneuerbarer Energiequellen angekündigt. 

Kurzfristig sollten die geplanten Mehrausgaben im Rahmen der sog. Breitbandmilliarde für zusätzliche Beschleu-

nigung sorgen. Sie soll die digitale Kluft zwischen Stadt und Land schließen.102 

 

Wirtschaftsbau ï Gewerblicher Bau 

 

Der Wirtschafts bau erholte sich 2018 auf breiter Front und sorgte im 1. Halbjahr 2018 schon für ein Plus von über 

10 %. Im Gesamtjahr 2018 betrug das Wachstum voraussichtlich nominal knapp 6 %. Das ist erfreulich, denn dem 

Wirtschaftsbau fehlten 2017 schlicht die Aufträg e, von privaten wie öffentlichen Bauherren. Der Umsatz stagnier-

te. Die aktuelle Entwicklung spiegelt die optimistischen Investitionspläne der österreichischen Industrieunter-

nehmen wie Mehrausgaben der staatlichen Immobiliengesellschaft BIG wider. Für 2018 konnte die BIG ihr Budget 

für Neubau und Renovierung öffentlicher Gebäude im Vergleich zum Vorjahr um 20 % auf rund 650 Mio.  Euro 

aufstocken und rechnet mit einem ähnlichen Ausgabevolumen für 2019. Der im Januar 2019 vom Konjunkturinsti-

tut Wifo veröffentli chte Investitionstest prognostiziert für die Investitionen der Industrie ein Plus von nominal 4,5 

% für 2019 (nach +2,7 % 2018).103 

 

Während vom Einzelhandel keine besonderen Impulse zu erwarten sind, feierte der Büroneubau 2018 ein Rekord-

jahr. Nachdem der Bürobau über mehrere Jahre auf niedrigem Niveau stagnierte, waren 2017 bereits viele neue 

Flächen auf den Markt gekommen, insgesamt 190.000 Quadratmeter. Im Jahr 2018 gab es einen starken Zuwachs 

um weitere 320.000 Quadratmeter. Der Büromarkt ist insgesamt stark in Bewegung geraten, da zusätzlich zum 

Neubau eigengenutzter Gebäude das Interesse gewerblicher Immobilieninvestoren an Österreich stark gestiegen 

ist. Und die konzentrieren sich vor allem auf Büroimmobilien. Laut Prognosen von Otto Immobilien werden  2019 

weniger Büroimmobilien fertiggestellt, bevor 2020 und 2021 das Volumen erneut zulegen wird. 104 

 

Wohnbau und Wohnbausanierung 

 

Mitte der 1990er Jahre kam es zu einer recht starken Ausweitung der Wohnbauinvestitionen. Dies beruhte auf der 

verstärkten Bautätigkeit im Rahmen der starken Zuwanderung aus dem Osten. Die Entwicklung der realen Wohn-

bauinvestitionen ist seither stabil. Die Finanz - und Wirtschaftskrise verursachte jedoch ein Herauszögern von 

langfristigen Investitionen, von dem auch der Wohnbausek tor betroffen war.  

 

Insgesamt waren die Perspektiven für den Wohnungsbau 2017 überdurchschnittlich. 105 Auch 2018 hat der gesamte 

Wohnungsbereich nicht an Schwung verloren. Im Zeitraum Januar bis November lag der Umsatz im Wohnungs-

bau erneut um rund 7 % über dem Vergleichszeitraum des Vorjahres. Nachdem 2017 über 60.000 Wohnungen 

fertiggestellt wurden, waren es 2018 voraussichtlich 62.000. Prognosen für 2019 gehen von keinem weiteren An-
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stieg aus, sehen aber die Zahl der abgeschlossenen Bauvorhaben erneut bei rund 62.000. Damit wird sich der vor-

handene Nachfrageüberhang am Wohnungsmarkt verkleinern, ausgenommen in den urbanen Ballungsräumen. 

Größere Bauvorhaben für 2019 und 2020 nehmen beispielsweise die Baugenossenschaften in Angriff, insbesonde-

re im Großraum Wien.106 

 

Der Wohnungsneubau entwickelt sich 2019 expansiv, unterscheidet sich jedoch je nach Gebäudetyp. Investitionen 

in den Neubau von Ein- und Zweifamilienhäusern erhöhen sich z.B. nur halb so schnell (+4,5 % gegenüber 2018) 

wie der Wohnungsneubau insgesamt. Das Wachstum kommt daher vor allem aus dem Geschosswohnbau (+11,5 % 

gegenüber 2018). Hierbei wächst das Eigentumssegment wiederum doppelt so schnell (+17,0 %) wie der Neubau 

von Mietwohnungen (+8,2 %). 107 Beim Kauf von Eigentum treten jedoch zunehmend institutionelle Investoren in 

den Vordergrund, wohingegen der Erwerb von Wohnraum von privaten Haushalten um 1,9 % im Vergleich zu 

2018 gesunken ist. Die Preise für Wohnimmobilien sind im Bundesdurchschnitt um 5,9 % gestiegen.108 

 

Im Bereich energetische Optimierung von Wohngebäuden erhöhen sich die Investitionen 2019 insgesamt um 

3,2 % im Vergleich zu 2018 auf rund 3,7 Mrd. Euro. Darin enthalten sind Investitionen privater Haushalte sowie 

von öffentlichen, genossenschaftlichen oder gewerblichen Investoren. In die thermische Sanierung werden insge-

samt 2,97 Mrd. Euro investiert  (+2,7 % geg. VJ). Die Maßnahmen zur Energieoptimierung im Bereich Gebäude-

technik belaufen sich auf 733 Mio. Euro (+5,2 % geg. VJ).109 

 

Die Wohnbauförderung ist eines der wichtigsten Instrum ente in der österreichischen Wohnungspolitik und gilt als 

eine der Besten Europas. Die Ausgaben der Wohnbauförderung beliefen sich 2017 auf 2,3 Mrd. Euro.110 Die Wohn-

bauförderung begünstigt die Errichtung von Wohnraum durch Neubauten, Umbauten, Ren ovierungen oder Zu-

bauten. In Österreich gibt es keine einheitliche landesweite Wohnbauförderung. Die Richtlinien zur Förderung 

werden durch die jeweiligen Bundesländer unterschiedlich umgesetzt.111 Die Mittel werden im Rahmen des Fi-

nanzausgleichs an die Bundesländer verteilt, bei denen auch die Kompetenz für die Gestaltung liegt. Neben einer 

umfangreichen Neubautätigkeit wurden durch sie in den letzten Jahren vermehrt Sanierungsaktivitäten gefö r-

dert.112 Über 60 % der Hauptwohnsitzwo hnungen in Österreich sind mehr als 30 Jahre alt. Sie sind in der Regel 

schlecht isoliert und gedämmt. Die Wärme geht über Außenwände und Decken sowie undichte Fenster verloren. 

Eine thermisch-energetische Sanierung, also Maßnahmen an der Gebäudehülle (Wärmedämmfassade, Fenster-

tausch) und bei der Haustechnik (z.B. Kesseltausch, Fernwärmeanschluss), könnten dies vermeiden. Defizite be-

stehen in Österreich vor allem im Bereich des sozialen Wohnbaus, denn sozial Schwächere leben oftmals in Woh-

nungen mit schlechter thermischer Qual ität.113 

 

Gerade im Wohnungsneubau sind nach heutigem Stand der Technologie verschiedene Möglichkeiten zur Einspa-

rung realisierbar. Weiterentwicklungen im Passivhaus - und Nullenergiehausbau werden von alternativen Meth o-

den, wie der Verwendung von energieeffizienten und ökologischen Baumaterialien wie Stroh, ergänzt. 

 

Für den Neubau von Häusern gelten schon jetzt strenge Vorschriften. Ab dem Jahr 2021 müssen alle neu gebauten 

Gebäude ihren Energieverbrauch soweit reduzieren, dass sie ihren Energieverbrauch selbst erzeugen können (Nä-

heres dazu unter 3.2.1). Hierzu ist insbesondere die Kombination von energiesparender Bauweise und dezentraler 

Energieproduktion z.B. durch Photovoltaikanlagen geeignet.  

 

Gesetzliche Vorschriften wie der Energieausweis sind für Hausherren von Neubauten klare Richtlinien  dafür , wel-

che Energiebilanz Neubauten haben müssen. Zudem stellen die groß angelegten Programme zur Förderung von 

besonders energiesparenden Häusern einen Anreiz zum Bau von z.B. Passivhäusern dar. Sowohl die Gebäu-
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destruktur als auch die Bauperiode sind für den spezifischen Raumwärmebedarf des Gebäudebestands von Rele-

vanz. Grundsätzlich weist der verdichtete Wohnbau gegenüber Ein- und Zweifamilienhäusern eine höhere Ener-

gieeffizienz aus. Im Hinblick auf die Bauperiode gibt es insbesondere bei Gebäuden aus der Bauperiode 1945-1960 

ein hohes Einsparungspotenzial durch thermische Verbesserungen der Bausubstanz, da die Gebäude aus der 

Nachkriegsperiode eine vergleichsweise niedrige Energieeffizienz aufweisen.  

 

Im Bereich von Wohnungsneubauten ist in den letzten Jahren ein rückläufiger Trend zu beobachten, jedoch sind 

diese Neubauten allesamt mit einer wesentlich besseren Energiebilanz errichtet worden. Drei Viertel des Althaus-

bestandes stammen aus der Nachkriegszeit, wobei der Altbaubestand in der Bundeshauptstadt besonders groß ist. 

In dieser Bauperiode wurden rund 820.000 Eigenheime erbaut, deren Jahreshe izenergieverbrauch sehr hoch ist 

und bei rund 200 kWh/m²a liegt. Nachfolgende Gegenüberstellung macht deu tlich, dass der Anteil an Personen, 

die Altbauten bewohnen, in Wien am höchsten ist. 

 
Tabelle 8: Personen in Privatwohnungen nach Bauperiode der Wohnung und Bundesland114 

 

 
 

 

3.1.4. Instandhaltungenï Modernisierungen ï An- und Umbauten 

  

Der Bereich Gebäude bietet besonders viel Potenzial zur Energieeinsparung und Energieeffizienz. Für den Raum-

wärmebedarf eines Gebäudes spielen sowohl die Gebäudestruktur als auch die Bauperiode eine große Rolle. Die 

Energieeffizienz ist meist beim verdichteten Wohnbau besser als bei Ein- oder Zweifamilie nhäusern sowie bei 

Gebäuden, die nach 1960 errichtet wurden. Besonders bei Gebäuden aus der Bauperiode 1945-1960 besteht ein 

hohes Einsparungspotenzial durch therm ische Sanierung.115 

 

Zwischen einer Sanierung und einer Instandsetzung bestehen sowohl technische als auch monetäre Unterschiede. 

Unter einer Instandsetzung wird mit konventionellen technischen Mitteln die Wiederherstellung des Bestandes 

verstanden; unter einer Sanierung eine wesentliche Verbesserung des Bestandes. Unter einer wesentlichen Verbes-

serung des Bestandes sind einerseits die Dauerhaftigkeit und andererseits auch die bauphysikalischen Eigenschaf-

ten zu verstehen. Die Differenzierung ist einerseits aufgrund der Forderungen des Mietrechtsgesetzes als auch 

andererseits in bautechnischer Hinsicht wesentlich. Speziell im Fassadenbereich bedingt eine Sanierung in der 



 

30 

 

Regel auch eine Instandsetzung; d.h., wenn eine Instandsetzung vorgesehen ist, ist es in der Regel kostengünstig, 

auch eine Sanierung der Außenwand vorzunehmen. Bei Bauteilen wie Fenstern, Fenstertüren und Außentüren ist 

in der Regel eine Instandsetzung mit einer Sanierung gleichzusetzen, weil moderne Konstruktionen wesentlich 

bessere bauphysikalische Eigenschaften aufweisen. Dem gegenüber steht der denkmalschützende Aspekt, der viel-

fach den bauphysikalischen, modernen Anforderungen entgegensteht. 

 

Über 80 % der heutigen Bausubstanz sind dringend sanierungsbedürftig, da deren Heizwärmebedarf bis zu 300 

kWh/m²a beträgt. Zur Reduzierung des Endenergieverbrauchs und Steigerung der Energieeffizienz sind daher 

Modernisierungsmaßnahmen an Gebäuden sowie an deren Ausstattungen von großer Bedeutung. Im Bereich 

Wohngebäude beinhalten die Umsetzungskonzepte drei zentrale Maßnahmen:116 

 

Á Thermische Sanierung 

Á Heizungstausch ï Austausch fossiler Systeme durch Erneuerbare 

Á Senkung des Elektrizitätsverbrauchs 

 

Die Effizienzsteigerungen durch thermische Sanierung und im Bereich des Elektrizitätsverbrauchs sowie die Ver-

änderung des Energieträgermixes, die durch den Austausch der Heizsysteme erreicht werden soll, können den 

Raumwärmebedarf und Energieverbrauch in Wohngebäuden drastisch reduzieren. Die österreichische Regierung 

entwickelte auf der Grundlage der Europäischen Energieeffizienzrichtlinie für den Gebäudebereich drei technische 

Richtlinien bzw. Normen: Energieausweis für Gebäude, Wärmeschutz im Hausbau und Energieeffizienz von Ge-

bäuden. Bauliche Verbesserungen und Modernisierungen werden im Energieausweis besonders deutlich sichtbar. 

Die Räume benötigen weniger Heizwärme. Dies bietet besondere Anreize, Modernisierungsmaßnahmen durchzu-

führen, denn eine Instandhaltung allein führt im Laufe der Jahre zu einem Wertverlust. Eine umfassende Mode r-

nisierung ist jedoch wertvermehrend.  

 

Fast alle Baumaßnahmen der Instandhaltung und der thermischen Sanierung werden über regionale Klein- und 

Mittelbetriebe abgewickelt. Im Segment der Gebäudemodernisierung und -renovierung ist seit 2011 durch die 

Förderung der thermischen Sanierung eine Belebung der Geschäftstätigkeit zu beobachten. Aus den öffentlichen 

Subventionstöpfen standen 2012 allein 70 Mio. Euro für den privaten Wohnung sbau zur Verfügung sowie 30 Mio. 

Euro für Betriebe.  2018 stehen insgesamt 42,6 Mio. Euro für die Sanierungsoffensive zur Verfügung.117 Im Rahmen 

des Nationalen Energieeffizienzaktionsplans der Republik Österreich 2017 werden verschiedene Energieeffizienz-

maßnahmen im Gebäudesektor aufgelistet, darunter auch Gebäuderenovierungsstrategien sowie Wohnbau-, Ener-

gie- und Umweltförderungen und die Sanierungsoffensive. 118 Insgesamt bietet die Entwicklung der A ltersstruktur 

der österreichischen Wohnungen mittelfristig einen positiven Geschäftsausblick. In allen Bundeslä ndern kann von 

einem großen Energieeffizienzpotenzial im Rahmen der thermischen Sanierung und des Neubaus mit besonders 

energiesparenden Materialien ausgegangen werden. Die Wohnbaupraxis weist jedoch erhebliche Entwicklungsde-

fizite auf: Es wird zu wenig, oftmals unqualifiziert, ineffizient und zu kostspielig gebaut und s aniert.  

 

Dabei würde dies die Reduktion des durchschnitt lichen Heizölverbrauches oder vergleichbarer fossiler Brennstoffe 

und eine Verminderung des CO2-Ausstoßes von über 4 Mio. Tonnen jährlich mit sich bringen, wie das Bundesmi-

nisterium für Verkehr, Innovation und Technologie schätzt. Dies gilt auch im Wohnu ngsneubau. Hier werden oft 

noch schlechte Baumaterialien verwendet, um temporäre Ersparnisse zu generieren. Jedoch ist durch die gesetzli-

chen Regelungen auch eine Verbesserung in Sicht. Nachstehende Tabelle veranschaulicht den Energiebedarf des 

Gebäudebestands nach Bauperiode und Bundesland:   
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Tabelle 9: Energiebedarf des Gebäudebestands nach Bauperiode und Bundesland in kWh/m2 119 

 

 
 

 
Tabelle 10: Energieeinsparungspotenzial des Gebäudebestands durch thermische Sanierung nach 
Bauperiode in %120 

 

 
 

In Hinblick auf die Bauperiode gibt es bei Gebäuden aus der Bauperiode 1945-1960 das höchste Einsparungspo-

tenzial durch thermische Sanierung, da die Gebäude aus der Nachkriegsperiode eine besonders niedrige Energieef-

fizienz aufweisen. Bei Ein- und Zweifamilienhäusern können durch thermische Sanierung je nach Bauperiode 

zwischen 68 und 88 % des spezifischen Raumwärmebedarfs eingespart werden; bei Mehrfamilienhäusern beträgt 

das Einsparungspotenzial 54 bis 76 %. 

 

Die Tabellen verdeutlichen, dass insbesondere der Altbausanierung eine steigende Bedeutung zukommt , denn: 

 

Å ein großer Teil dieser in der Nachkriegszeit errichteten Gebäude kommt nun in den Sanierungszyklus (Bau-

periode 1945 bis 1985); 

Å der Rückgang beim Wohnungsneubau bietet zunehmend Chancen für die Förderung der Althaussanierun-

gen; 

Å die thermisch-energetische Althaussanierung ist eine zusätzliche Maßnahme, um die Klimaschutzziele zu 

erreichen.  

 

Durch die Umsetzung der EU-Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden121 und das EU Green Buil-

ding-Programm für Nichtwohngebäude 122 dürften sich vor allem für spezial isierte deutsche Lieferanten und 
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Dienstleister Chancen in Österreich ergeben und zwar insbesondere in den Bereichen Heizung, Dämmung und 

Belüftun g. Die thermische Sanierung und andere Energieeffizienzmaßnahmen bieten zudem besondere Markt-

chancen für deutsche Lieferanten von energieeffizienten Baustoffen sowie für spezialisierte Dienstleister. Nähere 

Informationen zu den Mark tchancen finden sich in Kapitel 5. 

 

3.1.5. Baumaterialien 

 

Für die Umsetzung nachhaltiger, energieeffizienter und ressourcenschonender Gebäude ist eine Betrachtung der 

Baustoffe und Bauteile bereits in der Planungsphase essentiell. Neben den Materialeigenschaften der Baustoffe 

sind daher zunehmend auch ökologische Eigenschaften von Baustoffen interessant. Zu den Materialeigenschaften 

zählen Wärmeleitfähigkeit, Wärmespeicherkapazität, Wasserdampfdiffusionswiderstand, Schallschutzeigenschaf-

ten sowie die Baustoffklasse. Zu den ökologischen Eigenschaften zählen unter anderem der Energiebedarf für Her-

stellung, Transport und Entsorgung, die Schadstoffabgabe bei Herstellung, Verarbeitung, Gebrauch und Entsor-

gung, die Verwendung von Recyclingmaterial sowie die Lebensdauer, Reparaturfreundl ichkeit und Regionalität. 123  

 

Die Materialdatensammlung MASEA für die energetische Altbausanierung, abrufbar unter: www.masea-ensan.de, 

bietet mit einer im Internet öffentlich zugänglichen Datenbank über energetisch e und bauklimatische Eigenschaf-

ten von aktuell 475 Baumaterialien für den Bau von Wohnbauten eine fundierte Grundlage für bauphysikalische 

Fragen oder Wirtschaftlichkeitsberechnungen. MASEA ist ein durch das Bundesministerium für Wirtschaft 

(BMWi) geförder tes Kooperationsprojekt des Fraunhofer-Instituts für Bauphysik, des Instituts für Bauklimatik der 

Technischen Universität Dresden und des Zentrums für umweltbewusstes Bauen (ZUB). In Österreich verursacht 

das Bauwesen mehr als 50 % des Abfallaufkommens und des Energieverbrauchs. Mit Hilfe einer optimalen Ge-

bäudeplanung und der Nutzung geeigneter Materialien können der Ressourceneinsatz und die Energieeffizienz im 

Bauwesen wesentlich verbessert werden.124 In Österreich stellt das Österreichische Institut für B aubiologie und 

Bauökologie die IBO Richtwerte-Tabelle für Baumaterialien mit derzeit mehr als 500 Baustoffen und Richtwerten 

zur Verfügung, welche auch für die Wohnbauförderungen in Salzburg, Vorarlberg, Niederösterreich, Steiermark, 

Kärnten und Tirol gült ig ist. Die Richtwerte geben dabei Auskunft über Treibhausgaspotenzial (GWP), Versaue-

rungspotenzial (AP), Bedarf  an erneuerbaren und nicht -erneuerbaren energetischen Ressourcen (PEI e, PEI ne) 

und über Treibhausgaspotenzial (GWP) ohne Speicherung.125 

 

Zur Förderung der Energieeffizienz von Gebäuden sind Baustoffe notwendig, die eine gute Wärmedämmung der 

Gebäudehülle bewirken. Zudem sollte bei der Wahl der Baustoffe besonders auf Nachhaltigkeit geachtet werden. 

Um den Rohstoff- und Energieverbrauch zu senken, sollten somit vor allem heimische Materialien sowie nac h-

wachsende Rohstoffe (Holz) verwendet werden. Diese sind in großen Mengen verfügbar und ökologisch sinnvoller 

als mit hohem Energieaufwand hergestellte und weit transportierte Materialien. Auch Wieder verwertbarkeit ve r-

mindert den Rohstoffverbrauch und fördert den sparsamen Einsatz von Energie. 

 

Die wesentliche Förderungsvoraussetzung für den Wohnungsbau ist, dass nur Baustoffe verwendet werden, die zu 

einer erheblichen Verringerung des Heizwärmebedarfs führen. Dabei muss auf die Verwendung von teilhaloge-

nierten fluorchlorkohlenwasserstoff  (H -FCKW)-haltigen, teilhalogenierten fluorkohlenwasserstoff  (H -FKW)-

haltigen und polyvinylchlorid  (PVC)-haltigen Baumaterialien sowie auf organische und anorganische Verbindu n-

gen mit hohem Treibhausgaspotenzial verzichtet werden, sofern entsprechende Alternativprodukte vorha nden 

sind (z.B. keine polyvinylchlorid  (PVC)-haltigen Kunststofffenster). Mineralische Baustoffe werden in Öste rreich 

aufgrund ihrer regionalen Verf ügbarkeit vorwiegend verwendet. Sie benötigen wenig Energie in der Herstellung 

und Entsorgung und zählen somit zu den energieeffizienten Baustoffen: 

http://www.masea-ensan.de/
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Å Holz baustoff  ist ein nachwachsender und CO2-bindender Rohstoff. Er kann Feuchtigkeit in großen Men-

gen aufnehmen und abgeben und ermöglicht  eine gute Wärmedämmung und -speicherung. Zudem ist er 

resistent gegen Insekten und Pilze und verfügt über eine hohe mechanische Widerstandskraft, eine lange 

Lebensdauer und gute Recyclingfähigkeit. 

Å Ziegel  bieten ebenfalls sehr gute raumklimatische Eigenschaften und je nach Dichte gute Wärmedämmung 

bzw. Wärmespeicherung. Seit einigen Jahren werden auch Wärmedämmziegel hergestellt, deren Hohl-

räume mit Dämmstoffen gefüllt sind und die somit die Errichtung energieeffizienter Zieg elhäuser ohne 

zusätzliche Dämmung, bis hin zum Passivhausstandard, ermöglichen. Auch Ziegel überzeugen durch wei-

te Verfügbarkeit, feuchtregulierende Eigenschaften, ein gutes Raumklima und eine lange Lebensdauer. 

Jedoch haben sie in der Herstellung einen höheren Primärenergiebedarf.  

Å Lehm  ist ein vielseitig verwendbarer Baustoff, der gut feuchtigkeitsregulierend ist und eines sehr geringen 

Energieeinsatzes bei der Herstellung bedarf. 

Å Naturstein  ist ein vielfältig verwendbarer Baustoff mit praktisch unbegrenz ter Lebensdauer, guter Wär-

mespeicherung und zudem schalldämmend. Allerdings ist eine zusätzliche Wärmedämmung erforderlich.  

Å Dämmstoffe  verbessern den Wärme-, Dämm-, Schall- oder Brandschutz. Ihnen kommt eine besondere 

Bedeutung als Energiesparmaßnahme zu. Man unterscheidet zwischen organischen und anorganischen 

Dämmstoffen sowie zwischen natürlichen und synthetischen Materialien. Bauökologisch empfehlenswerte 

Produkte sind unter anderem Kork, Schafwolle, Perlite, Zellulose, Flachs, Stroh, Hanf oder Holzfaser-

dämmplatten.  Grundsätzlich sollte bei der Auswahl auf Wärmeleitfähigkeit, Baustoffklasse, Wasser-

dampfdiffusionswide rstandszahl und Rohdichte geachtet werden.126 

 

Alte Fenster und Außentüren führen zu hohen Energieverlusten. Bei tiefen Außentemperaturen kühlen die Schei-

ben ab und entziehen den Wohnräumen einseitig Wärmestrahlung. Durch die Sanierung oder Erneuerung unzu-

reichender Fenster und Türen mit energiesparenden Wärmeschutzverglasungen, Rahmenmaterialien und Dich-

tungen werden die Energieverluste erheblich verringert. Bezüglich des Wärmeschutzes schreiben die Förderricht-

linien für Fenster einen Wärmedurchgangskoeffizienten von mindestens U = 1,2 W/m²K vor.  

Eine Zweischeiben-Isolierverglasung (Glas-U-Wert 2,9 bis 3,1 W/m²K) ist heute bereits durch die Wär meschutz-

verglasung überholt und darf in Österreich im Neubau nicht mehr eingesetzt werden. Ein Wärm eschutzglas (Glas-

U-Wert 1,1 W/m²K) ist gegenüber Isolierglas um 50 bis 60 % effizienter. Ein Dre ischeiben-Wärmeschutzglas bietet 

mit U -Werten von 0,5 bis 0,7 W/m²K den heute besten Wärmeschutz unter allen Verglasungsarten. Auch das 

Rahmenmaterial ist mitentscheidend für die Energieeinsparung. Hol zrahmen weisen dabei zumeist die besten 

Dämmeigenschaften auf. Bei Metallrahmen (Alum inium, Stahl) hat sich die Dämmqualität in den letzten Jahren 

deutlich verbessert, erreicht jedoch nicht die Werte von Holz - oder Kunststoffrahmen. Die Zulassung der in Öster-

reich verwendeten Baustoffe ist je Bundesland unterschiedlich geregelt. Alle Produkte haben jedoch den Gesund-

heits- und Sicherheitsbestimmungen zu entsprechen. Bei der Sanierung von Altbauten müssen zudem sowohl die 

derzeit geltenden Bestimmungen zur Energieeinsparung und zum klimabedingten Feuchteschutz als auch die For-

derungen des Denkmalschutzes erfüllt werden. Nachstehende Abbildung fasst die Grundanforderungen an ein 

Bauwerk in Österreich zusammen. 
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3.1.6. Aktuelle Projekte im Bereich Gebäudeeffizienz 

 

Dieses Kapitel befasst sich mit ausgewählten, innovativen Projekten, welche für Marktakteure im Bereich der 

thermisch -energetischen Sanierung von Interesse sind. 

 

Programm klimaaktiv 

 

Klimaaktiv ist eines der wichtigsten Informations - und Bewusstseinsbildungsprogramme in Österreich, unter dem 

zahlreiche Projekte zu den Themen Klimaschutz, Energieeffizienz und erneuerbare Energieträger laufen, die für 

den privaten, betrieblichen und ö ffentlichen Bereich von Interesse sind.  

Eines davon ist die klimaaktiv Gebäudedatenbank . Sie informiert über Praxisbeispiele vorbildlicher Neuba u-

ten und umfassender Sanierungen von Wohn- und Dienstleistungsgebäuden. In der Datenbank finden sich alle 

Gebäude, die in Österreich entsprechend den klimaaktiv -Kriterien geplant oder bereits errichtet wurden. Weitere 

Vorzeigeprojekte stammen aus der Best Practice-Datenbank der IG Passivhaus oder werden im Programm klim a-

aktiv Bauen und Sanieren und in Kooperation mit weiteren Gebäudebewertungssystemen in Österreich recher-

chiert. Auch alle Träger des Staatspreises für Architektur und Nachhaltigkeit sind Teil der Datenbank, welche u n-

ter www.klimaaktiv -gebaut.at abrufbar ist.  

 

Sanierungsoffensive der Österreichischen Bundesregierung  

 

Die Österreichische Bundesregierung stellt Budgetmittel für Förderungen im Bereich thermischer Sanierung b e-

reit. Di ese Sanierungsoffensive ist ein wichtiges Instrument für Unternehmen und Privatpersonen zur Reduktion 

des Energieverbrauchs. 42,6 Mio. Euro stehen 2019 für die thermische Sanierung zur Verfügung.127 Saniert werden 

Ein- und Zweifamilienhäuser , mehrgeschossige Wohnbauten sowie Betriebe und Gemeinden. Förderungsfähig 

sind Sanierungen nach Klimaaktiv -Standard bzw. gutem Standard sowie Teilsanierungen, die zu einer Reduktion 

des Heizwärmebedarfs von mindestens 50 % bei betrieblich genutzten Gebäuden führen. Besonders nachhaltige 

und vorbildliche Sanierungsprojekte werden als ĂMustersanierungenñ mit einer hºheren Förderung unterstützt.128 

Seit 2018 gibt es für Privatpersonen den ĂRaus aus dem ¥lñ-Bonus. Förderungsanträge können von (Mit -) Eigen-

tümern, Bauberechtigten oder Mietern  eines Ein-/Zweifamilienhauses oder Reihenhauses eingereicht werden. 

Gefördert wird der Ersatz von fossilen Heizungssystemen im privaten Wohnbau. Förderungsfähig sind die Umstel-

lung eines fossilen Heizungssystems (Öl, Gas, Kohle, Koks und Allesbrenner) auf eine Holzzentralheizung, Wär-

mepumpe oder hocheffiziente Nah-/Fernwärme; die Demontage- und Entsorgungskosten für außer Betrieb ge-

nommene Kessel- und Tankanlagen sind ebenso förderungsfähig. Sollte ein mehrgeschossiger Wohnbau saniert 

werden, gelten besondere Förderungskriterien.129 

 

Klima- und Energiefonds 

 

Der Klima - und Energiefonds unterstützt die Umsetzung der heimischen Klimapolitik mit unterschiedlichen Fö r-

derprogrammen im Bereich Forschung & Entwicklung, E -Mobilität, erneuerbare Energie, Verkehr & Mobilität, 

Energieeffizienz sowie Modellregionen . Außerdem legt der Klima- und Energiefonds einen großen Schwerpunkt 

auf den Bereich Gebäudesanierung, da dieser Bereich ein enormes Potenzial an CO2-Einsparungen bietet. Er zeigt 

mit Best-Practices-Beispielen auf höchstem technischem Niveau, wie eine umfassende thermische Sanierung und 

die Umstellung auf erneuerbare Energien bei höchster Energieeffizienz aussehen können. Die Vorzeigeprojekte 

liefern wiederum der Baubrache wichtige Informationen über die Machbarkeit von zukünftigen innovativen Sani e-

rungsstandards.130 

http://www.klimaaktiv-gebaut.at/
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Plattform Baubook 

 

Die Web-Plattform Baubook unterstützt die Umsetzung von nachhaltigen Gebäuden. Die Internetplattform ist eine 

umfassende Informations - und Kommunikationsdrehscheibe für en ergieeffizientes und ökologisches Bauen. Sie 

unterstützt nachhaltige Bauvorhaben und gesundes Wohnen. Baubook bietet umfangreiche Kataloge ökologischer 

und energetischer Kriterien; eine frei  zugängliche Produktdatenbank mit Hersteller - und Händlerangaben; bau-

physikalische und bauökologische Basisdaten für die Berechnung von Energie- und Ökologiekennzahlen (frei 

downloadbar) , vertiefte Informationen zu Technik, Gesun dheits- und Umweltwirkungen von Bauprodukten; kos-

tenlose Werkzeuge wie den Baubook-Rechner für Bauteile zur Optimierung von Wand -, Decken- und Dachaufbau-

ten sowie Baubook eco2soft für die Berechnung von ökologischen Gebäudekennzahlen. Zusätzlich bietet es aktuel-

le Informationen zum Thema Ăºkologisches Bauen und Sanierenñ; rollenspezifische Informationsverwaltung und 

Newsletter.131 

 

 

3.1.7. Ausblick für die Bauindustrie 

 

Die Baubranche nimmt mit einem Anteil von 8,9  % am BIP der EU-28 eine wichtige Rolle in der europäischen 

Wirtschaft ein. Zu dem Sektor gehören europaweit 3,1 Mio.  Unternehmen . Rund 43,6 Mio.  Arbeitsplätze hängen 

unmittelbar oder mittelbar von der Bauwirtschaft ab. 132 Nach der EUROCONSTRUCT-Konferenz Anfang Juni 

2019 hat das Österreichische Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFO) eine Prognose für die österreichische Bau-

branche veröffentlich t. Demnach steigt der Hoch- und Tiefbau gesamt 2019 um 1,8 %, 2020 um 1,2 % und 2021 

um 1,1 %.133  

 
Im Jahr 2019 dürfte die österreichische Baukonjunktur zwar weiter deutlich expandieren, doch gegenüber den 

Vorjahren an Dynamik verlieren. Das hohe Branchenwachstum des Jahres 2017 hatte sich zunächst fortgesetzt 

und erreicht 2018 voraussichtlich ein nominales Plus von fast 5 %. Im Jahresverlauf 2019 ist mit einer leichten 

Abflachung des Wachstums zu rechnen, vor allem weil viele größere Investitionsvorhaben abgeschlossen werden. 

Für 2020 rechnet das Österreichische Institut für Wirtschaftsforschung Wifo mit einer ähnlichen Expansionsrate 

wie 2019, doch soll dann der Tiefbau wieder etwas mehr in Schwung kommen. Im Jahr 2017 war der Gesamtum-

satz der Branche um nominal 3,4 % auf knapp 47 Mrd.  Euro gewachsen, angetrieben vor allem vom Wohnungs-

neubau (+7 %) und den Baunebengewerben. Relativ schwach hingegen entwickelten sich der Wirtschaftsbau, die 

Hochbaurenovierungen und der Infrastrukturbau. Der Umsatz dürfte 2018  nach den Berechnungen von Statistik 

Austria bei rund 49 Mrd.  Euro liegen.134  

 

 

3.2. Gesetzliche Rahmenbedingungen für Energieeffizienz 

 

Auf dem Gebiet der Energieeffizienz ergibt sich ein gesetzliches Rahmenwerk, das sowohl auf europäischer als 

auch auf bundespolitischer, landespolitischer und kommunaler Ebene einschlägig ist. Energieeffizienzmaßnahmen 

sind direkt und indirekt in einer Reihe von Gesetzen, Verordnungen und freiwilligen Vereinbarungen eingegli e-

dert, die durch eine Vielzahl von Organisationen, Unternehmen, Vereinen etc. umgesetzt werden: Ministerien, 

Bundesländer, Energieversorger, Energieberatungsstellen, Energiesparvereine und -verbände, Industrie und Ge-

werbe. Eine Vielzahl von Instrumenten bild et zudem die Energieeffizienz über Förderansätze direkt oder ind irekt 

ab: steuerliche und ordnungspolitische Ansätze sowie Soft Measures (Bildungs- und Informationsoffens iven).  
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Bedeutende europäische Richtlinien zur Energieeffizienz und zu erneuerbaren Energien 

 

Die Energieeffizienz -Richtlinie 2012/27 / EU  ist am 4. Dezember 2012 in Kraft getreten mit dem Ziel , einen 

erheblichen Beitrag zur Erreichung des Energieeffizienz-Ziels (20 % Primärenergieeinsparung EU-weit bis 2020) 

zu leisten. Sie baut unter anderem auf der Vorgängerversion 2006/32/EG auf, dere n Ziel es war, die Effizienz der 

Endenergienutzung in den Mitgliedstaaten zu steigern sowie die Voraussetzungen für Entwicklung und Förderung 

eines Markts für Energiedienstleistungen und für andere Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz beim 

Endkund en zu schaffen. 2012 wurde die Richtlinie dann erweitert. Zu ihren Kernpunkten zählen unter anderem 

die Festlegung nationaler Energieeffizienzziele für 2020; eine Sanierungsrate für Gebäude der Zentralregierung 

von 3 % pro Jahr; verpflichtende Energieeinsp arung der Mitgliedstaaten im Zeitraum 2014 bis 2020 von jährlich 

durchschnittlich 1,5 %; verpflichtende Durchführung regelmäßiger Energieaudits in gr oßen Unternehmen sowie 

die verpflichtende Durchführung einer Kosten -Nutzen-Analyse bei Neubau oder Modernisierung von Kraf twerken 

und Industrieanlagen (Kraft -Wärme-Kopplung). Die Energieeffizienzrichtlinie ist Teil des Energierechts der Euro-

päischen Union und dient als Vorlage und Norm für die Mitgliedstaaten , um nationale rechtliche Regelungen zu 

erarbeiten. Am 30. November 2016 wurde von der Europäischen Kommission ein Legislativvorschlag zur Überar-

beitung der Energieeffizienz-Richtlinie vorgelegt, mit welchem der gesetzliche Rahmen bis 2030 ausgedehnt wer-

den soll.135  

 

Die EU -Richtlinie 2010/31/EU  dient der europaweiten Senkung des Energieverbrauchs in Gebäuden. Die Eu-

ropäische Kommission sieht in Gebäuden einen wichtigen Faktor zur Erreichung klimarelevanter Ziele und zur 

Erreichung  der Energieversorgungssicherheit. Die erste Gebäuderichtlinie wurde bereits 2002 veröffentlicht und 

sollte dazu beitragen, eine Senkung des Energieverbrauchs in Gebäuden zu erreichen und deren Energieeffizienz 

zu erhöhen. 2010 wurde die neue Gebäude-Richtlinie verabschiedet. Sie beinhaltete unter anderem Mindestan for-

derungen für Gebäude und gebäudetechnische Systeme; die Festlegung, ab 2020 nur noch Niedrigstenergiegebäu-

de zu errichten; energieautarke öffentliche Gebäude ab 2018; Einführung von unabhängigen Kontrol lsystemen 

oder Verpflichtung zur Einhaltung thermischer Standards bei S anierungen.136 

 

Die EU -Richtlinie 2009/28/EG  (sog. Erneuerbare-Energien-Richtlinie) zur Förderung der Nutzung von Ener-

gie aus erneuerbaren Quellen ist auf den energetischen Endverbrauch ausgelegt. Die Richtlinie legt fest , bis zum 

Jahr 2020 den Anteil der er neuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch auf mindestens 20 % zu erhöhen 

sowie einen Mindestanteil von 10 % erneuerbarer Energien im Verkehrssektor zu erreichen. Für Österreich ist das 

Erreichen eines Anteil s von 34 % erneuerbarer Energie am gesamten Energieverbrauch bis 2020 festgelegt. Für 

die Zielerreichung baut die Richtlinie vor allem auf nationale Förderinstrumente, jedoch kö nnen Mitgliedsta aten 

einen Teil ihrer Ziele auch durch Projekte in anderen Mitgliedstaaten oder durch den direkten Transfer erneuerba-

rer Energien aus anderen Mitgliedstaaten erreichen.137 

 

EU -Verordnung 2017/1369  soll Unternehmen zu einer energiesparenden oder umweltschonenden Produkti-

onsweise anregen. Das Energielabel ist seit 1998 auf allen hergestellten Großhaushaltsprodukten wie Kühlschrän-

ken, Waschmaschinen oder Geschirrspülern angebracht. Grundlage für diese verpflichtende Kennzeichnung be-

stimmter Produktgruppen war bis vor kurzem die Rahmenrichtlinie über die Angabe des Verbrauchs von Energie 

und anderen Ressourcen durch energieverbrauchsrelevante Produkte (RL 2010/30/EU). Seit 2017 wurde diese 

Richtlinie durch die neue EU -Verordnung zur Festlegung eines Rahmens für die Energieverbrauchskennzeichnung 

(Verordnung EU 2017/1369) aufgehoben. Es gelten nun wieder die ursprünglichen Abstufungen von A (sehr ener-

gieeffizient) bis G (weniger energieeffizient). Die Plusklassen (z.B. A++) verschwinden künftig. Die neue Rah-
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menverordnung gilt unmittelbar in jedem europäischen Mitgliedstaat und muss nicht erst in nationales Recht 

umgesetzt werden.138 

 

Europäischer Klima- und Energierahmen 2030 

 

Der Europäische Klima- und Energierahmen 2030 baut auf dem geltenden 2020-Rahmen und den darin enthalt e-

nen 20-20-20-Zielen auf. Im Jahr 2009 hat die EU mit den Richtlinien - und Zielpaketen für Klim aschutz und 

Energie den Grundstein dafür gelegt, dass Energieeffizienz ein Schwerpunkt auf der EU-Agenda werden konnte. 

Im 2020 -Rahmen haben sich die EU-Mitgliedstaaten dazu verpflichtet , bis 2020 ihre Treibhausgasemissionen um 

20 % im Vergleich zu 1990 zu reduzieren, den Anteil erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch auf 20 % 

zu erhöhen und den Primärenergieverbrauch um 20 % im Vergleich zu 2005 zu reduzieren. Diese Ziele werden 

durch die oben genannten Europäischen Richtlinien umgesetzt, insbesondere durch die sog. Emissionshandels-

richtlinie  (RL 2009/29//EG) , die Erneuerbare-Energien-Richtlinie  und die Eff izienzrichtlin ie.  

 

Im Jahr 2014 haben sich die Mitgliedstaaten auf eine Erweiterung des Klima- und Energierahmens bis 2030 geei-

nigt. Diese beinhaltet das verbindliche Ziel, die Treibhausgasemissionen um mindestens 40 % im Vergleich zu 

1990 zu reduzieren, den Anteil an erneuerbaren Energien am gesamten Energieverbrauch auf wenigstens 27 % zu 

erhöhen und eine 27-prozentige Steigerung der Energieeffizienz zu erzielen. Bis 2020 soll außerdem überprüft 

werden, ob das Energieeffizienzziel auf 30 % anzuheben ist und ob es Reformbedarf beim Emissionshandel gibt.139 

 

Diese Strategie soll ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum garantieren und richtet sich beson-

ders an den energetischen Endverbrauch und an die Umwandlungsprozesse bei der Erzeugung von Strom und 

Wärme. Zur Reduktion der Treibhausgasemissionen tragen alle Mitgliedstaaten im Rahmen des ĂBurden-Sharingñ 

mit unterschiedlichen nationale n Zielen bei. Laut EU-weitem Emissionshandelssystem müssen Großemittenten 

wie Kraftwerke und Industrieanlagen 2020 21 % weniger Emissionsrechte bekommen als noch 2005. Österreich 

ist zudem verpflichtet , die restlichen Emissionen bis zum Jahr 2020 um 16 % gegenüber dem Jahr 2005 zu redu-

zieren. Dieser Zielwert bezieht sich auf alle jene Emittenten, die nicht vom EU-Emissionshandelssystem entspre-

chend der Richtlinie 2009/29/EG erfasst sind, also insbesondere die Sektoren Verkehr, Gebäude sowie kleine und 

mittl ere Unternehmen. Seit 2013 werden das Emissionshandelssystem auf weitere Sektoren ausgedehnt und Emis-

sionszertifikate grundsätzlich versteigert. Gratiszuteilungen von Emission szertifikaten bestehen aber weiterhin für 

die Industrie.  

 

Bundesenergieeffizienzgesetz 

 

Die Energieeffizienz-Richtlinie der EU wird in Österreich mit dem Bundesenergieeffizienzgesetz (EEffG) umg e-

setzt. Das EEffG wurde 2014 vom Nationalrat beschlossen und besteht aus einem mehrere Gesetze umfassenden 

Energiepaket. Durch das EEffG soll bis zum Jahr 2020 die Energieeffizienz in Österreich um 20 % gesteigert und 

gleichzeitig die Versorgungssicherheit verbessert werden. Der Anteil erneuerbarer Energien am Energiemix soll 

erhöht und eine Reduktion von Treibhausgasemissionen erreicht werden. Darüber hinaus werden positive Impulse 

für die Wirtschaft gesetzt, neue Arbeitsplätze geschaffen und ein höheres Bruttoinlandsprodukt erwartet.  

Die Österreichische Energieagentur übernimmt gemäß den Vorgaben der EU-Energieeffizienz-Richtlinie die Au f-

gaben einer nationalen Monitoringstelle zur Bewertung der Effizienzmaßna hmen.  

 

Seit 2015 sind große Unternehmen dazu verpflichtet, Energieaudits durchzuführen und Energie - bzw. Umweltma-

nagementsysteme einzuführen. Die Energieaudits dürfen nur durch Experten nach EEffG durchgeführt werden . 
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3.2.1. Standards, Normen und Zertifizierungen 

 

Heutige Sanierungsstandards legen die Emissionen von Gebäuden für die nächsten Jahrzehnte fest und bedürfen 

daher einer genauen Analyse. Gerade für geförderte Projekte gelten hohe Anforderungen, die durch entsprechend 

hohe Förderquoten belohnt werden. 

 

Standards 

 

In der Bauwirtschaft gibt es eine Vielzahl von Energiestandards und Bezeichnungen. Diese sind teilweise durch 

Verordnungen und Normen festgelegt. Viele Standards sind inzwischen zertifiziert und/oder qualität sgesichert. 

Die Energiestandards in Österreich basieren formal auf den Bauordnungen der einzelnen Länder. Alle neun Bun-

desländer verfügen über eine eigene Bauordnung, welche durch die jeweiligen Parlamente beschlossen wurde. Die 

entsprechende Verordnung kann durch die Exekutive der Länder verfügt werden. Auf der nationalen Ebene be-

steht keine gesetzliche Grundlage, um für alle Bundesländer einheitliche Energiestandards im Baubereich festle-

gen zu können. 

 

In Österreich gibt  es unter anderem folgende Energiestandards: 

 

Á Niedrigenergiehaus :  Unter die Kategorie Niedrigenergiehäuser fallen jene Häuser, deren Energiekenn-

zahl unter 50 kWh/m 2 liegt. Dies wird in erster Linie durch ausreichende Wärmedämmung erreicht.  

Á Niedrigstenergie haus : Der künftige Baustandard ab 2021 wird mit dem Begriff Niedrigstenergiehaus 

bezeichnet. Darunter fallen Häuser, deren Energiekennzahl unter 50 kWh/m 2 liegt. Mit dem Standard 

geht eine deutliche Verbesserung der thermischen Gebäudehülle und hocheffiziente Gebäudetechnik ein-

her. Empfohlen wird außerdem der Einsatz von erneuerbaren Energien wie Photovoltaik, thermischer So-

larenergie oder Erdwärme. Bei kompakten Mehrgeschossbauten erreicht das Niedrigstenergiegebäude 

annähernd die Heizwärmebedarfswerte eines Passivhauses.140 

Á Passivhaus: Passivhaus ist ein Gebäudestandard, der energieeffizient, wirtschaftlich und umweltfreun d-

lich ist. Nach Passivhaus-Standard darf der Wärmebedarf 15 kWh/m²a nicht überschreiten. Dazu müssen 

sämtliche Bauteile die Passivhaus-Standards erfüllen. Das betrifft vor allem die Wä rmeschutzkennwerte 

bei Fenstern, außenliegenden Wänden und Decken.141 

Á Klimaaktiv -Gebäudestandard: Der Klimaaktiv -Gebäudestandard ist in Österreich eines der bekanntes-

ten Bewertungssysteme für die Nachhaltigkeit v on Gebäuden und bezieht sich auf Wohngebäude, Büroge-

bäude und sonstige Dienstleistungsgebäude im Bereich Neubau und Sanierung. Er garantiert die Einha l-

tung von hochwertigen Standards in den Bereichen Energieverbrauch, Behaglichkeit, Raumluftqualität 

und Gesundheit und im Bereich Ausführung und Wirtschaftlichkeit . Als Vorstufe können die klimaaktiv -

Basiskriterien herangezogen werden, sie stellen die Einstiegskriterien zum klimaaktiv -Gebäude dar und 

sind auf alle Gebäudekategorien anwendbar.142 Die Bewertung der Gebäude wird anhand eines Kriterien-

katalogs und eines 1.000-Punkte-Systems bemessen, was die Qualität messbar und transparent macht. 

Weitere Informationen zum klimaaktiv -Gebäudestandard und den klimaaktiv -Kriterienkatalogen finden 

sich unter https://www.klimaaktiv.at/bauen -sanieren/gebaeudedeklaration/kriterienkatalog.html .  

Á International Efficiency:  Auch in der Industrie gibt es diverse Standards. Beispielsweise gibt es seit 

2009 die IE -Standards, die Norm IEC 60034-30 für Niederspannungsmotoren, die den freiwilligen EFF -

Standard ablºst. IE steht dabei f¿r ĂInternational Efficiencyñ und kennt vier Abstufungen: IE1 (Standard 

Efficiency), IE2 (High Efficiency) , IE3 (Premium Efficiency), IE4 (Super Premium Eff iciency). Der IE2-

Standard entspricht dabei dem ehemaligen EFF 1-Standard. 

https://www.klimaaktiv.at/bauen-sanieren/gebaeudedeklaration/kriterienkatalog.html
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Normen 

 

Die Normung war lange Zeit eine primär nationale Angelegenheit. Auch wenn heute Normen in erster Linie auf 

europäischer und internationaler Ebene erarbeitet werden, bleibt noch immer in bestimmten Bereichen Bedarf an 

nationalen Normen. Die österreichischen Normen werden als ÖNORMEN bezeichnet. Derzeit gibt es mehr als 

17.000 gültige ÖNORMEN. Plattform für die Erarbeitung von ÖNORMEN ist das Österreichische Normungsinsti-

tut Austrian Standards Plus GmbH. Hier ist auch ein Bauschiedsgericht angesiedelt. Die meisten der in Österreich 

gültigen Normen sind sog. europäische Normen (ÖNORMEN EN). Diese Normen sind in allen Ländern Euro pas 

identisch. Neben den europäischen Normen gibt es Normen, die weltweit anerkannt werden: sog. Internationale 

Normen (ISO). Diese müssen im Gegensatz zu europäischen Normen nicht in die nationalen Normenwerke über-

nommen werden. Übernommene internationale  Normen werden in Österreich als ÖNORM ISO bezeichnet.  

Viele internationale Normen sind zugleich europäische und damit auch nationale Normen (in Öste rreich: ÖNORM 

EN ISO). Die Herkunft (national/europäisch/international) eines Normen -Dokuments lässt sich anhand einer 

Buchstabenkombination erkennen, die in der sog. Kenn-Nummer der Normen und Regelwerke enthalten ist. Bei 

nationalen ÖNORMEN handelt es sich um rein österreichische Normen, die in Fachnormenausschüssen des ON 

erarbeitet wurden. Die nationalen Ö NORMEN werden nach Fachbereichen unterschieden, die mit einem Buchsta-

ben gekennzeichnet werden. Beispielsweise steht A f¿r ĂAllgemeine Normenñ, B f¿r ĂBauñ, D f¿r ĂDienstleistungñ 

oder M f¿r ĂMaschinenbauñ. Die allgemeinen Vertragsbestimmungen f¿r Bauleistungen regelt verbindlich die 

ÖNORM B 2110. Eine ausführliche Normendatenbank mit allen relevanten, in Österreich gült igen Normen findet 

sich unter: www.austrian -standards.at.  

 

Beispiele für österreichische Normen: 

 

Á ÖNORM H 5055:  Die ÖNORMEN H 5056 bis H 5059 regeln beispielsweise die Werte des Energiebedarfs 

für Heizung, Raumluft, Kühlung und Beleuchtung  und fließen in den nach ÖNORM H 5055 erstellten 

Energieausweis ein. Der Energieausweis ist seit 2009 bei Neubauten und Sanierungen gesetzlich vorge-

schrieben und gibt Auskunft über die Gesamtenergieeffizienz eines Bauwerks.143  

Á OIB -Richtlinie n :  Bei den OIB-Richtlinien handelt es sich um eine Harmonisierung der bautechnischen 

Vorschriften in Österreich, die vom I nstitut für Bautechnik bereitgestellt wer den. Alle Bundesländer ha-

ben bereits die OIB-Richtlinien in ihren Bauverordnungen für verbindlich erklärt. Es kann jedoch auch 

von ihnen abgewichen werden, wenn ein gleichwertiges Schutzniveau nachgewiesen werden kann. Die 

OIB -Richtlinie 6  befasst sich mit Energieeinsparung und Wärmeschutz. Sie berücksichtigt neben dem 

Heizwärmebedarf auch den Energiebedarf für Warmwasser, Lüftung, Kühlung und Strombedarf für die 

Berechnung des Gesamtenergiebedarfs.144 

 

Zertifizierungen 

 

Gebäudebewertungssysteme oder Gebäudepässe überprüfen Kriterien, die einerseits die Behaglichkeit bei der 

Benutzung und andererseits die Ressourceneffizienz des Gebäudes im Lebenszyklus beurteilen. Sie bilden daher 

auch die Performance des Gebäudes aus der Perspektive des Klimaschutzes ab. Gebäudepässe dienen den Bauher-

ren als Qualitätssicherungssystem, als Marketing oder auch als ökonomisches bzw. ökologisches Optimierungs-

instrument. Und sie dienen der objektiven Beurteilung der Wohnungs - bzw. Gebäudequalität. In Hinblick auf die 

Umsetzung der EU-Gebäuderichtlinie stellt der Energi eausweis einen integralen Bestandteil der Gebäudepässe 

dar. Der internationale Trend geht jedoch von einer rein energet ischen Einstufung eines Gebäudes (wie sie durch 

den Energieausweis erfolgt) hin zu einer umfassenden Gebäudebewertung (nach ökologischen, ökonomischen und 

http://www.austrian-standards.at/
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sozialen Nachhaltigkeits-Kriterien). In Österreich gibt es derzeit zwei Gebäudezertifikate mit integrierter Qual i-

tätssicherung, den IBO ÖKOPASS und Total Quality Building (TQB), die sich in der Praxis bei der Bewertung von 

großvolumigen Wohnbauten durchgesetzt haben. Seit dem Jahr 2007 kommt auch dem Selbstdeklarationssystem 

von klimaaktiv des Lebensministeriums ( www.klimaaktivhaus.at ), das den Schwerpunkt auf Klimaschutz und 

klimaschonende Bauweise legt, ein zunehmend größeres Gewicht zu. Die Zertifizierung von Passivhäusern nach 

Dr. Feist spielt hierbei indirekt eine wichtige Rolle, da alle vorher genannten Bewertungssysteme diesen Standard 

als Hºchststandard im Bereich der Energieeffizienz in der Nutzung und damit als ĂKlimaschutz im Betriebñ im-

plementiert haben.  

 

Weitere Informationen zu den Zertifikaten in Österreich:  

 

Å Energieausweis:  Der Energieausweis ist ein Gebäude-Typenschein und gibt Auskunft über den energie-

technischen Zustand von Gebäuden. Er enthält alle wesentlichen Informationen zur therm ischen Qualität 

und zum Energieverbrauch des Gebäudes und liefert beispielsweise Informationen über den Heizwärme-

bedarf. Der Energieausweis muss seit 2009 bei allen Gebäuden vorgelegt werden, die verkauft, vermietet, 

neu gebaut oder umfassend saniert werden. Im Dezember 2012 trat das verschärfte Energieausweis-

Vorlage-Gesetz in Kraft. Bereits in Verkaufs- oder Vermietungsinseraten müssen nun Informationen über 

den Energiebedarf des Gebäudes geliefert werden, ebenso bei Förderungen für Heizungstausch und ther-

mische Gebäudesanierung. Der wichtigste Kennwert ist in jedem Energieausweis enthalten: der spezifi-

sche Heizwärmebedarf. Seit 2012 ist auch der Gesamt-Energie-Effizienz-Faktor in neuen Ausweisen ver-

pflichtend. Als gesetzliche Grundlage dient das Energieausweis-Vorlage-Gesetz (EAVG 2012). Informatio-

nen zum Energieausweis finden sich unter http://www.energieausweis.at/ .  

Å IBO -Ökopass:  Der IBO-Ökopass ist ein speziell auf Wohnhausanlagen ausgerichteter Gebäudepass. Ziel 

ist der Nachweis der baubiologischen und bauökologischen Qualität von Wohnhausanlagen und dessen 

Nutzung als Instrument für Marketing und Qualitätssicherung. Grundlagen sind die Ergebnisse und Beu r-

teilungen anhand von Planungsunterlagen, Berechnungen, Messungen und Baubegehungen, die in einem 

umfassenden Bewertungsbericht dokumentiert sind. 145 Die Überprüfung betrach tet folgende Kriterien ge-

nauer: Behaglichkeit im Sommer und Winter; Innenraumluftqualität; Tageslicht und Besonnung; Schall-

schutz; elektromagnetische Qualität; ökologische Qualität der Baustoffe und Konstruktionen; Gesamt e-

nergiekonzept; Wassernutzung. Informationen zu Bewertungen nach IBO-Ökopass finden sich unter 

https://www.ibo.at/gebaeudebewertung/ibo -oekopass/.  

Å TQB  ï Total Quality Building :  TQB ist seit seiner Erstentwicklung im Jahr 20 02 ein umfassendes Ge-

bäudebewertungssystem. Es dokumentiert die Qualität eines Gebäudes von der Planung über den Bau bis 

zur Nutzung im TQ-Gebäudezertifikat. Das Zertifikat ist das Endprodukt des integrierten TQ -Planungs- 

und Bewertungsprozesses. Die Zertifizierung macht die Qualität eines Gebäudes sichtbar, nutzbar und 

vergleichbar. Derzeit gelten für die Zerti fizierung die TQB 2010 Qualitätsk riterien  und Zielwerte. In der 

Gesamtbewertung stellt TQB sowohl inhaltlich als auch technisch eine umfassende Lösung der österrei-

chischen Gebäudebewertung dar. Neben Kategorien wie Standort und Ausstattung, der technischen Quali-

tät der Ausführung und dem Energieversorgungskonzept werden auch Aspekte zu Gesundheit, Komfort 

und Ressourceneffizienz bewertet. Inhaltliche Weiterentwicklungen liegen ausschließlich bei der ÖGNB 

und ihren Mitgliedern. 146 Informationen zu einer ÖGNB-Bewertung nach TQB finden sich unter 

https://www.oegnb.net/tqb.htm .  

Å Emissionszertifikate:  Ein Bauteil des Kyoto-Protokolls ist der Emissionsrechtehandel. Basis dieses Han-

delssystems sind Umweltzertifikate, die den Ausstoß einer bestimmten Menge Treibhausgase in einem be-

stimmten Zeitraum gestatten. Grundidee ist, dass diese Zertifikate in einer Volkswirtsch aft frei handelbar 

http://www.klimaaktivhaus.at/
http://www.energieausweis.at/
https://www.ibo.at/gebaeudebewertung/ibo-oekopass/
https://www.oegnb.net/tqb.htm
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sind. So kann ein Unternehmen seine Zertifikate, die es nicht benötigt, an ein anderes Unternehmen, das 

mehr Treibhausgase ausstößt, verkaufen.147 Auf dieser Basis funktioniert auch das europäische Emissi-

onshandelssystem. In Europa wurden diese Zertifikate von den nationalen Regierungen an die Unter-

nehmen ausgegeben. 

Å European GreenBuilding:  European GreenBuilding ist ein eigenes Bewertungssystem der EU-

Kommission zur Verbesserung der Energieeffizienz und zur Integration erneuerbarer Energieträger in 

Nicht -Wohngebäuden und setzt lediglich Anforderungen an den Energieverbrauch. Um ein European 

GreenBuilding zu sein, müssen die national höchstzulässigen Verbrauchsziele um 25 % (in Österreich: 

OIB-Richtlinie 6 bzw. Bauordnungen der Länder) unter schritten werden. Ausgezeichnet oder zertifiziert 

wird auch nicht das eigentliche Gebäude, sondern die jeweiligen Bauherren. Weitere Informationen zum 

GreenBuilding -Programm in Österreich finden sich auf https://www.ibo.at/gebaeudebewertung/eu -

greenbuilding/  

 

 

3.2.2. Öffentliches Vergabeverfahren und Ausschreibungen 

 

Das Bundesvergabegesetz 

 

Einschlägig für öffentliche Vergabeverfahren und Ausschreibungen ist vor allem das Bundesvergabegesetz 2006 

(BVergG 2006) bzw. die neueste Fassung 2017. Der Geltungsbereich des BVergG erstreckt sich auf Verfahren zur 

Beschaffung von Leistungen (Vergabeverfahren)  durch öffentliche Auftraggeber :148 

 

Á Bauaufträge 

Á Lieferaufträge 

Á Dienstleistungsaufträge 

 

Baua u fträge  sind entgeltliche Aufträge, deren Vertragsgegenstand die Ausführung oder die gleichzeitige Ausfüh-

rung und Planung von Bauvorhaben oder die Ausführung eines Bauwerkes oder die Erbringung einer Bauleistung 

durch Dritte gemäß den vom öffentlichen Auft raggeber gemachten Erfordernissen ist, gleichgültig mit welchen 

Mitteln dies erfolgt , § 4 BVergG. Es handelt sich dabei um Bauträgerverträge, bei denen der öffentliche Auftragge-

ber (etwa eine Gemeinde) nicht selbst baut, sondern für seine Zwecke und nach seinen Vorgaben durch Generalun-

ternehmer oder Bauträgergesellschaften bauen lässt. Hier liegt ein vergaberechtlicher Vorgang vor, weshalb die 

Bestimmungen des Vergabegesetzes uneingeschränkt anzuwenden sind. 

 

Lieferaufträge  sind entgeltliche Verträge, deren Vertragsgegenstand der Kauf, das Leasing, die Miete, die Pacht 

oder der Ratenkauf, mit oder ohne Kaufoption, von Waren einschließlich von Nebenarbeiten wie dem Verlegen 

und der Installation, ist , § 5 BVergG. 

 

Dienstleistungsaufträge  sind entgeltliche Vert räge, die keine Bau- oder Lieferaufträge sind und deren Ver-

tragsgegenstand Dienstleistungen im Sinne des Anhangs III und IV des BVergG sind, § 6 BVergG. 

 

Das Bundesvergabegesetz kennt insgesamt 10 Vergabeverfahren :149 

 

(1) Das offene Verfahren 

(2)  Das nicht offene Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung  

https://www.ibo.at/gebaeudebewertung/eu-greenbuilding/
https://www.ibo.at/gebaeudebewertung/eu-greenbuilding/
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(3) Das nicht offene Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung 

(4)  Das Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung  

(5) Das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung 

(6)  Die Direktvergabe 

(7) Die Direktvergabe mit vorherig er Bekanntmachung 

(8)  Die Rahmenvereinbarung 

(9)  Das dynamische Beschaffungssystem 

(10) Der wettbewerbliche Dialog 

(11) Die elektronische Auktion (kein eigenes Vergabeverfahren)  

 

Zu beachten ist bei der Wahl des Vergabeverfahrens die Gleichstellung des offenen mit dem nicht offenen Verfah-

ren mit vorheriger Bekanntmachung. Daraus folgt, dass der Auftraggeber bei der Vergabe von Aufträgen frei zwi-

schen diesen beiden Arten von Vergabeverfahren wählen kann. 

 

Definitionen der einzelnen Verfahren:  

 

(1) Beim offenen Verfahren  wird ein e unbeschränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich zur Abgabe von 

Angeboten aufgefordert.   

(2)  Beim nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung  werden ï nachdem eine unbe-

schränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert wurde ï aus-

gewählte Bewerber (mindestens 5) zur Abgabe von Angeboten aufgefordert.  

(3) Beim nicht offenen Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung  wird eine beschränkte Anzahl von 

geeigneten Unternehmern zur Abgabe von Angeboten eingeladen.   

(4)  Beim Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung  werden ï nachdem eine unbe-

schränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert wurde ï aus-

gewählte Bewerber (mindestens 3) zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Danach kann über den gesamten 

Auftragsinhalt verhandelt werden.   

(5) Beim Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung  wird eine beschränkte Anzahl von 

geeigneten Unternehmern zur Abgabe von Angeboten eingeladen. Danach kann über den gesamten Auftrags-

inhal t verhandelt werden.   

(6)  Bei der Direktvergabe  wird eine Leistung gegebenenfalls nach Einholung von Angeboten oder unverbindl i-

chen Preisauskünften von einem oder mehreren Unternehmen, formfrei unmittelbar von einem ausg ewählten 

Unternehmer gegen Entgelt bezogen. 

(7) Bei der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung  wird, nachdem einer unbeschränkten Anzahl 

von Unternehmern die beabsichtigte Vergabe eines Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrages bekannt ge-

macht wurde, und nach Einholung von einem oder mehreren Angeboten, eine Leistung formfrei von einem 

ausgewählten Unternehmer gegen Entgelt bezogen.  

(8)  Eine Rahmenvereinbarung  ist eine Vereinbarung ohne Abnahmeverpflichtung zwischen einem oder meh-

reren Auftraggebern und einem oder mehreren Unternehmern, die zum Ziel hat, die Bedingungen für die Auf-

träge, die während eines bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen, festzulegen, insbesondere in Bezug 

auf den in Aussicht genommenen Preis und gegebenenfalls die in Aussicht genommene Menge. Aufgrund ei-

ner Rahmenvereinbarung wird nach Abgabe von Angeboten eine Leistung von einer Partei der Rahmenver-

einbarung mit oder ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb bezogen.   

(9)  Ein dynamisches Beschaffungssystem  ist ein vollelektronisches Verfahren für die Beschaffung von Leis-

tungen, bei denen die allgemein auf dem Markt verfügbaren Merkmale den Anforderungen des Auftraggebers 



 

43 

 

genügen. Bei einem dynamischen Beschaffungssystem wird eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmern öf-

fentlich zur Abgabe von unverbindlichen Erklärungen zur Lei stungserbringung aufgefordert und alle geeigne-

ten Unternehmer, die zulässige Erklärungen zur Leistungserbringung abgegeben haben, werden zur Teilnah-

me am System zugelassen. Bei einem dynamischen Beschaffungssystem wird die Leistung nach einer geson-

derten Aufforderung zur Angebotsabgabe von einem Teilnehmer am dynamischen Beschaffungssystem bezo-

gen. 

(10) Beim wettbewerblichen Dialog  führt der Auftraggeber, nachdem eine unbeschränkte Anzahl von Unter-

nehmern öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert wurde, mit ausgewählten Bewerbern ei-

nen Dialog über alle Aspekte des Auftrags. Ziel des Dialogs ist es, eine oder mehrere den Bedürfnissen und An-

forderungen des Auftraggebers entsprechende Lösung oder Lösungen zu ermitteln, auf deren Grundlage oder 

Grundlagen die jeweiligen Bewerber zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. 

 

Bestbieterprinzip:  

Mit der Novelle 2015 des Bundesvergabegesetzes (BGBI I 7/2016) 150 sind Auftraggeber bei der Vergabe bestimmter 

Leistungen von öffentlichen Aufträgen  seit dem 1. März 2016 dazu verpflichtet , das ĂBestbieterprinzipñ anzuwen-

den. Damit muss der Auftraggeber neben dem Preis zumindest ein zweites Zuschlagskriterium zur Ermittlung des 

künftigen Auftragnehmers einsetzen. Der Gesetzgeber gibt jedoch nicht vor, welche Kriterien bei einer Ausschrei-

bung eingesetzt werden sollen und wie sie zueinander gewichtet sind. Damit verbleibt den Auftraggebern zwar ein 

großes Ermessen bei der Festlegung und Gewichtung von Bestbieterkriterien, jedoch muss dieses Ermessen im 

Rahmen der für die öffentliche Hand allgemein verbindli chen Grundsätze der Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und 

Wirtschaftlichkeit des Einkaufs  ausgeübt werden. Die Anforderungen an die zu beschaffenden Bau-, Liefer- und 

Dienstleistungen aus technischer, kaufmännischer und rechtlicher Sicht können jedoch sehr komplex sein. Aus 

diesem Grund hat sich die Initiative ĂFAIRE VERGABEN sichern Arbeitsplªtze!ñ gebildet. Sie bietet ihre Unter-

stützung für Auftraggeber an und hat einen Bestbieterkriterienkatalog entwickelt mit Vorschlägen für qu alitative 

Zuschlagskriterien für Bauaufträge mit einem geschätzten Auftragswert von mehr als einer Million Euro . Ab die-

sem Wert ist das ĂBestbieterprinzipñ z.B. f¿r Bauauftrªge zwingend.151 

 

Ausschreibungen 

 

Aufträge der öffentlichen Hand aller EU -Staaten, also auch Österreich, die 221.000 Euro für Liefer - und Dienst-

leistungen bzw. 5.548.000 Euro für Bauaufträge übersteigen, müssen laut Gemeinschaftsrecht neben einer allfälli-

gen nationalen Veröffentlichung auch in der Europäischen Union publiziert werden .152 Das Amt für amtliche Ve r-

öffentlichungen der Europäischen Union publiziert diese Ausschreibungsankündigungen zusammen mit einer 

Kurzübersetzung in allen Amtssprachen der Union in TED (Tender Electronic Daily ï Europäische Ausschrei-

bungsdatenbank) unter nachstehendem Link : www.ted.europa.eu/TED/main/HomePage.do     

Wie in Österreich veröffentlicht werden muss, regeln das BVergG sowie das jeweilige Landesvergabekontrollge-

setz. Im Anschluss findet sich eine Auflistung der umfassendsten österreichischen Ausschreibungsplattformen 

öffentlicher Auftraggeber.  

 

Å Die Ausschreibungsdatenbank ï Vergabeportal.at  

Die ANKÖ Service GmbH betreibt die internetbasierte, kostenpflichtige branchenübergreifende Ausschreibu ngs-

datenbank www.vergabeportal.at mit allen wichtigen Informationen zu Bekanntmachungen aus Österreich, der 

Europäischen Union (TED) und aus ausgewählten Ländern wie der Schweiz, Serbien oder auch Bosnien-

Herzegowina. Täglich finden sich darin bis zu 2.500 neue Bekanntmachungen aus den Bereichen Bau, Liefer- und 

Dienstleistungen. 

http://www.ted.europa.eu/TED/main/HomePage.do
http://www.vergabeportal.at/
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Der Rechercheaufwand nach passenden Ausschreibungen ist für den Bieter mit einem einfach und bequem zu 

bedienenden Recherche-Tool auf ein Minimum red uziert. In der erweiterten Suche ist auch eine umfangreichere 

Recherche nach Auftraggebern oder abgelaufenen Ausschreibungen möglich. Der Anwender erhält übersichtlich 

geordnet nach Bundesländern und Abgabedatum die Ergebnisse seiner Suche. Über Suchprofile können alle Such-

einstellungen gespeichert und jederzeit direkt abgerufen werden.  

 

Å Online Ausschreibungsservice der Info -Techno Baudatenbank GmbH ï Au sschreibun g.at  

Die Info -Techno Baudatenbank GmbH ist eine Plattform für die Verteilung u nd Durchfü hrung von privaten und 

öffentlichen Bauausschreibungen. Sie informiert tagesaktuell über alle Bekanntmachungen und offenen Aus-

schreibungen für das Bauhaupt- und Baunebengewerbe. Zusätzlich zu Ausschreibungsbekanntmachungen öffent-

licher Auftraggeber bietet die Plattform Informationen zu Ausschreibungen von gewerblichen und privaten Au f-

traggebern und enthält Aufträge von Architekten, öffentlichen und privaten Bauträgern, Wohnbauvereinigu ngen, 

Immobiliengesellschaften und Generalunternehmen. Des Weiteren berichtet die Plattform über nat ionale und EU-

weite Bekanntmachungen zur öffentl ichen Auftragsvergabe.153 

 

Å Austrian Tenders  

Die Plattform Austrian Tenders enthält Aufträge und Ausschreibungen aus Österreich, Deutschland und Europa. 

Sie besteht derzeit aus 600.000 Datenbankeinträgen und bietet Informationen zu öffentliche n Ausschreibungen, 

gewerblichen Bauvorhaben aus gewerblicher und privater Hand sowie Informationen zu Firmen und Vergabestel-

len.154 

 

Å Baudatenbank ï Auftragsnetz.at   

Die Firma Auftragsnetz e.U. betreibt die kostenpflichtige Baudatenbank www.auftragsnetz.at und informiert über 

aktuell geplante Bauvorhaben, private kommerzielle und gewerbliche Bauvorhaben sowie deren Entscheider. Mo-

natlich werden hunderte Bauvorhaben aus Gesamtösterreich in den folgenden Bereichen veröffentlicht:  

Å Wohnbauten und Reihenhausanlagen 

Å Industriebau, Gastronomie, Büro usw.  

Å Gewerbebau, Betriebsgebäude 

Å Öffentlicher Bau (z.B. Amtsgebäude, Krankenhäuser, Schulen...) 

 

Zu diesen aktuellen Bauprojekten bietet die Plattform Adressen von Entscheidungsträgern wie Bauherren, Archi-

tekten, Planern, ausführender Baufirma, Elektro - bzw. Heizungsplanern an.155 

 

 Vergabeportal E -beschaffung.at  

Die Vemap Einkaufsmanagement GmbH betreibt unter www.e-beschaffung.at ein kostenloses Portal für Bauaus-

schreibungen für mittelständische Auftraggeber und Auftragnehmer im öffentlichen Sektor auf nati onaler und 

europäischer Ebene. 

 

Weitere kostenlose Vergabe-Plattform en finden sich unter nachstehenden Links: 

 

 Land Niederösterreich  

www.noe.gv.at/Wirtschaft -Arbeit/Ausschreibungen/Aktuelle -Ausschreibungen.html     

 St. Pölten 

https://stpoelten.vemap.com/home/willkommen/    

https://istp.vemap.com/home/willkommen/    

http://www.auftragsnetz.at/
http://www.e-beschaffung.at/
http://www.noe.gv.at/Wirtschaft-Arbeit/Ausschreibungen/Aktuelle-Ausschreibungen.html
https://stpoelten.vemap.com/home/willkommen/
https://istp.vemap.com/home/willkommen/
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 Wiener Neustadt Holding  

http://www.wnholding.at/    

 Bundesebene 

www.pep-online.at/CP/WZOnlineSearch.aspx   

 

 

3.2.3. Finanzierungsmöglichkeiten, Förderprogramme und Projektförderungen 

 

Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten greifen auf kommunaler bis EU -Ebene. Je nach Bundesland variieren 

auch die jeweiligen Förderprogramme nach Umfang, Branche, Leistung oder Laufzeit. Gemeinsam ist ihnen je-

doch, dass sie die Umsetzung der Klimastrategie zum Ziel haben. Die thermische Weiterentwic klung, unter der die 

Dämmung der Außenwände, der obersten und untersten Geschossdecke sowie des Kellerbodens und der Aus-

tausch von Fenstern, die Einbindung thermischer Solaranlagen und der Einbau von Wärmepumpen sowie der 

Umstieg auf Brennwertgeräte verstanden werden, wird österreichweit und in ein igen Bundesländern gefördert. 

Insbesondere auf nationaler Ebene ergibt sich ein komplexes System aus Finanzierungs- und Fördermöglichke i-

ten. Im Folgenden werden beispielhaft einige dieser Maßnahmen vorgestellt.  

 

Finanzierungsmöglichkeiten 

 

Die Finanzkrise von 2008 hatte einen negativen Einfluss auf die Bau- und Wohnungsf inanzierung. Neben den 

rückläufigen Neubauförderungsmitteln war der Wohnbau mit einem angespannten Kapitalmarkt infolge  strenge-

rer Eigenkapitalanforderungen durch Basel III und erschwerter Refinanzierungsbedingungen durch die internat i-

onale Finanz- und Wirtschaftskrise konfrontiert. Dies äußert sich zum einen in einer deutlich restriktiveren Kr e-

ditvergabepolitik der Banken  und zum anderen in einem starken Rückgang des Verkaufs von Wohnbauanleihen. 

Dadurch, dass der Leitzins der EZB in den letzten Jahren auf ein extrem niedriges Niveau gesetzt wurde, ist es für 

Privatpersonen derzeit möglich, extrem günstig an Geld zu kommen. In  den letzten Jahren stieg das Kreditvolu-

men privater Hau shalte zudem kontinuierlich. Bei der Vergabe von Wohnbaukrediten an private Haushalte wurde 

im ersten Quartal 2019 ein stetiges Wachstum verzeichnet.156 

 
Abbildung 16: Entwicklung der Immobilienkredite157 

 

 
 

Das Wachstum der Wohnbaukredite an private Haushalte war zu Beginn des Jahres weitgehend stabil und betrug 

im März 2019 im Vorjahresvergleich 5,0 %. Zwar wurden die Kreditrichtlinien für  die Aufnahme von Wohnbau-

krediten i m ersten Quartal 2019 leicht verschärft, die Kreditzinsen sanken aber bis zuletzt weiter und waren im 

http://www.wnholding.at/
http://www.pep-online.at/CP/WZOnlineSearch.aspx











































































































